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Bericht 

der Bundesregierung über die Gestaltung des Verhältnisses 
zwischen den neuen Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz und den Aufgaben der 
Träger der Sozialversicherung und anderer Sozialleistungsträ- 
ger im Bereich der Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 
(berufliche Rehabilitation) 


I. 

Durch Beschluß vom 2. Juli 1969 hat der Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung unter anderem er- 
sucht, einen Bericht über 

die Gestaltung des Verhältnisses zwischen den 
neuen Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
und den Aufgaben der Träger der Sozialver- 
sicherung sowie anderer Sozialleistungsträger 
auf dem Gebiet der Berufsförderung 

vorzulegen (Protokoll der 246. Sitzung, Seite 13685 
in Verbindung mit Drucksache V/4474, Ziffer 3, Buch- 
stabe b, aa). 

Die Anordnung über die Arbeits- und Berufsförde- 
rung Behinderter ist am 2. Juli 1970 vom Verwal- 
tungsrat der Bundesanstalt für Arbeit verabschiedet 
worden; sie tritt rückwirkend zum 1. Juli 1969 und 
soweit sie sich mit den Werkstätten für Behinderte 
befaßt, zum 1. Juli 1970 in Kraft. 

Die Verabschiedung dieser Anordnung konnte erst 
jetzt erfolgen, da zunächst die Anordnungen 

über die individuelle Förderung der beruflichen 
Ausbildung, 

über die Förderungen von Einrichtungen der be- 
ruflichen Bildung, 

über die individuelle Förderung der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung und 

zur Förderung der Arbeitsaufnahme 

verabschiedet werden mußten. Wesentliche Teile 
dieser Anordnung sind wegen des Sachzusammen- 
hangs inhaltsgleich in die Anordnung über die 
Arbeits- und Berufsförderung Behinderter über- 
nommen worden. 

Ich kann daher über Erfahrungen mit dieser Anord- 
nung noch nicht berichten, verweise aber auf bereits 
angelaufene Koordinierungsmaßnahmen. 

IL 

Die Förderung der beruflichen Eingliederung körper- 
lich, geistig oder seelisch behinderter Personen ist 
in § 2 Nr. 4 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) 
als ein wesentliches Anliegen dieses Gesetzes und in 
§ 3 Abs. 2 Nr. 4 AFG als eine wichtige Aufgabe der 
Bundesanstalt für Arbeit herausgestellt. Die Bedeu- 
tung dieser Aufgaben wurde dadurch hervorgeho- 


ben, daß die Vorschriften über die Arbeits- und 
Berufsförderung Behinderter (berufliche Rehabilita- 
tion) in einem besonderen Unterabschnitt (§§ 56 bis 
62) zusamengefaßt worden sind. 

Im Hinblick auf die neuen Vorschriften des am 
1. Juli 1969 in Kraft getretenen Arbeitsförderungs- 
gesetzes, hat der Deutsche Bundestag bei den Be- 
ratungen des Dritten Rentenversicherungs-Ände- 
rungsgesetzes davon abgesehen, der Bundesanstalt 
für Arbeit im Bereich der Arbeits- und Berufsförde- 
rung Behinderter weitere Zuständigkeiten zu über- 
tragen. Es sollte zunächst abgewartet werden, wie 
sich die neuen Vorschriften des Arbeitsförderungs- 
gesetzes in der Praxis bewähren, insbesondere in- 
wieweit es der Bundesanstalt für Arbeit gelingt, An- 
lauf-, Einleitungs- und Beratungsstelle für die beruf- 
liche Rehabilitation zu werden (vgl. hierzu den Be- 
richt des Abgeordneten Dr. Schellenberg, ^ Druck- 
sache V/4474 S. 11). 

III. 

1. Das Arbeitsförderungsgesetz ermächtigt den Ver- 
waltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit durch 
Anordnungen das Nähere über Voraussetzungen, 
Art und Umfang der neuen Förderungsmaßnah- 
men zu bestimmen. 

Die Anordnung des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt über die Arbeits- und Berufsförderung 
Behinderter umfaßt alle Leistungen, die im VI. 
Unterabschnitt des Arbeitsförderungsgesetzes 
(§§ 56 ff.) für die Eingliederung Behinderter vor- 
gesehen sind, einschließlich jener, auf welche in 
diesem Unterabschnitt verwiesen wird (vgl. § 58 
Abs. 1 AFG). Sie basiert damit — • wie bereits 
erwähnt — auf den entsprechenden Anordnungen 
für die Nichtbehinderten, welche sie zusammen- 
faßt und in zweierlei Hinsicht ergänzt: 

a) um Bestimmungen, die über den Rahmen der 
genannten Anordnungen hinausgehen und 
hinsichtlich der Dauer und Höhe der Leistun- 
gen den besonderen Belangen der Behinderten 
angepaßt sind; 

b) um die im Arbeitsförderungsgesetz nur für die 
Eingliederung Behinderter besonders vorge- 
sehenen Förderungsmöglichkeiten (vgl. § 60 
AFG — Ausbildungszuschüsse an Arbeit- 
geber — und § 61 AFG — Förderung von 
Werkstätten für Behinderte). 
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Die Anordnung stellt somit einen geschlossenen 
und übersichtlichen Katalog aller Hilfen dar, die 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz seitens der 
Bundesanstalt für Arbeit für die berufliche Ein- 
gliederung Behinderter gewährt werden können. 
Um künftig über genaue Unterlagen und Über- 
sichten über die von der Bundesanstalt für 
Arbeit im Rahmen der Rehabilitation gewährten 
Leistungen zu verfügen, sind für Behinderte im 
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit des Jahres 
1970 erstmals gesonderte Verbuchungsstellen 
vorgesehen; mit Ablauf dieses Jahres wird es 
damit möglich sein, das Ausmaß der individuellen 
und der institutionellen Förderung Behinderter 
— • je nach Zweckbestimmung — festzustellen. 

2. Im beruflichen Bereich der Rehabilitation nehmen 
die Bundesanstalt für Arbeit und ihre Dienst- 
stellen eine gewisse Sonderstellung ein. Sie er- 
gibt sich durch die bisherige langjährige Erfah- 
rung bei der Eingliederung Behinderter in Arbeit 
und Beruf, durch den weitgehenden räumlichen 
Unterbau in der Form eines engmaschigen Dienst- 
stellennetzes, der nach einheitlichen Weisungen 
tätig ist und durch die fachliche Gliederung, 
welche den besonderen Belangen der Behinderten 
durch eigens dafür vorgesehene Stellen der Ar- 
beitsvermittlung und Berufsberatung sowie durch 
die Fachdienste entspricht. Letztere — Ärztlicher 
Dienst, Psychologischer Dienst und Technischer 
Beratungsdienst — sind für die berufliche Ein- 
gliederung von Schwer- und Schwerstbeschädig- 
ten von besonderer Bedeutung. Wesentlich mit- 
bestimmend für eine erfolgreiche berufliche 
Rehabilitation aber sind die Kenntnisse um den 
Arbeitsmarkt und seine Bewegungen, welche die 
Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit durch 
eigene Informationen und durch Daten aus dem 
überregionalen Bereich ständig erhalten und ver- 
fügbar haben. 

§ 59 AFG trägt dieser Sonderstellung Rechnung. 
Die Vorschrift wird für die berufliche Eingliede- 
rung künftig von besonderem Wert sein, da ihre 
Beachtung durch alle Rehabilitationsträger Erfolg 
verbürgt und Fehlleistungen vermeiden hilft. 
Ausschlaggebend für die Zukunft werden von 
nun an die möglichst frühzeitige Beratung und die 
unverzügliche Einleitung von Förderungsmaß- 
nahmen sein. Diese der Bundesanstalt für Arbeit 
erteilten Aufträge werden durch die Vorlei- 
stungspflicht des § 38 AFG in gleicher Richtung 
ergänzt, um jede Verzögerung in der beruflichen 
Rehabilitation — gleich aus welchem Grunde ■ — • 
zu vermeiden. 

Als folgerichtige Entwicklung ist auch die Tat- 
sache zu werten, daß der Bundesanstalt für 
Arbeit die Förderung der beruflichen Ausbildung 
für jenen Personenkreis behinderter Jugend- 
licher übertragen wurde, der bislang von den 
Trägern der Sozialhilfe betreut worden ist. 

3. Im Rahmen des sogenannten „gegliederten 
Systems der Rehabilitation" in der Bundesrepu- 
blik ergeben sich für die Bundesanstalt für 
Arbeit durch die hier hervorgehobenen und 
übrigen gesetzlichen Regelungen naturgemäß die 


verschiedensten Berührungspunkte mit anderen 
Rehabilitationsträgern. Die bisher schon enge und 
positive Zusammenarbeit mit ihnen wird durch 
das Gesetz verstärkt und künftig auch gezielt 
ausgebaut werden. 

So ist schon unmittelbar nach Inkrafttreten des 
Arbeitsförderungsgesetzes zwischen dem Haupt- 
verband der gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten e. V., dem Bundesverband der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften e. V. und der Bun- 
desarbeitsgemeinschaft der gemeindlichen Unfall- 
versicherungsträger e. V. einerseits und der Bun- 
desanstalt für Arbeit andererseits eine Verein- 
barung getroffen worden, die eine möglichst 
enge, reibungslose und rasche Zusammenarbeit 
bei Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation 
zum Ziele hat. Nach Inkrafttreten der Rehabili- 
tationsanordnung wird sie den jetzt geltenden 
neuesten Bestimmungen unverzüglich angepaßt 
werden. 

Die bisherigen Erfahrungen und die anhand von 
Beispielen ersichtliche Bereitschaft der Träger 
zum Zusammenwirken geben eine gute Grund- 
lage für die künftige Entwicklung; die Aspekte 
für ein gemeinsames Wirken im Sinne des Ge- 
setzes — insbesondere des § 59 AFG — ■ sind 
durchaus als positiv zu beurteilen. 

IV. 

Entsprechend dem ihr in § 62 AFG erteilten Auftrag, 
die Maßnahmen der Arbeits- und Berufsförderung 
der Behinderten zu koordinieren, hat die Bundes- 
regierung sowohl im institutionellen als auch im 
individuellen Bereich der Rehabilitation erste Er- 
folge erzielt: 

1. Auf Einladung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung haben im März und April 1970 
in Hamburg (für den norddeutschen Raum), in 
Koblenz (für den west- und südwestdeutschen 
Raum) und in Nürnberg (für den süddeutschen 
Raum) Regionalbesprechungen zur Ermittlung des 
Bedarfs und des Bestandes an Umschulungs- 
plätzen für erwachsene Behinderte und zur Ab- 
stimmung der Aus- und Neubaupläne stattgefun- 
den. An diesen Gesprächen waren beteiligt: Die 
Länder, die Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha- 
bilitation und Vertreter sämtlicher Kostenträ- 
ger (Rentenversicherungen, Unfallversicherung, 
Kriegsopferfürsorge, Bundesanstalt für Arbeit, 
Sozialhilfeträger). In allen Besprechungen wurde 
über die fachlichen und organisatorischen An- 
forderungen, die künftig an eine förderungs- 
fähige Einrichtung der beruflichen Rehabilitation 
zu stellen sind und über Standortfragen Einver- 
nehmen erzielt. 

2. Auf Grund des § 61 AFG in Verbindung mit 
den §§51 ff. der Rehabilitationsanordnung kann 
die Bundesanstalt für Arbeit Werkstätten für Be- 
hinderte finanziell fördern. Diese Werkstätten 
müssen Behinderten, die nicht, noch nicht oder 
noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeits- 
markt tätig sein können, Arbeitsmöglichkeiten 
bieten. 
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Auf Einladung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung hat am 15. Juli ein erstes 
Koordinierungsgespräch auf Bundesebene statt- 
gefunden. Das Ziel des Aktionsprogramms ist 
hier die Schaffung eines bundesweiten Netzes 
von Werkstätten. Das Koordinierungsgespräch 
diente dazu, auf Bundesebene zwischen allen Be- 
teiligten zu einheitlichen Vorstellungen über 
Aufgaben und Organisation der Werkstätten für 
Behinderte zu gelangen. Es herrschte Überein- 
stimmung, daß die Werkstätten grundsätzlich Be- 
hinderte, unabhängig von Art und Schwere der 
Behinderung, aufnehmen sollen. Diese Einheit- 
lichkeit der Werkstatt hat den Vorteil, daß ein 
breiter Fächer von Arbeitsmöglichkeiten ange- 
boten werden kann. Hierdurch kann auf die 
Schwere der Behinderung Rücksicht genommen 
und eine allmähliche Leistungssteigerung ange- 
strebt werden. Die Besprechungen auf Bundes- 
ebene sollen im Herbst fortgesetzt werden. Da- 
bei sollen vor allem Fragen der Aus- und Fort- 
bildung des Werkstattpersonals sowie der 
arbeits- und sozialrechtlichen Stellung der in den 
Werkstätten tätigen Behinderten erörtert werden, 
ln Gesprächen auf Landesebene soll geklärt wer- 
den, wo die einzelnen Werkstätten zu errichten 
sind. Zu diesen regionalen Gesprächen wird die 
Bundesanstalt für Arbeit einladen. 

V. 

Zur Verbesserung der Koordinierung der Rehabili- 
tation sind im zurückliegenden Jahr weitere Maß- 
nahmen eingeleitet worden. Die gesetzlichen Träger 
der Rehabilitation haben sich am 6. Februar 1969 
zur Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation zu- 
sammengeschlossen. Die Bundesarbeitsgemeinschaft 
hat als eine ihrer ersten Aufgaben „Grundsätze für 
die Durchführung der Rehabilitation als gemeinsame 
Aufgabe ihrer Träger entwickelt, die am 14. April 
1970 in Wiesbaden verabschiedet worden sind. Die 
Zusammenarbeit der einzelnen Rehabilitationsträger 
mit der Bundesanstalt für Arbeit ist in Abschnitt VI 
der Grundsätze geregelt, der als Anlage beigefügt 
ist. 

Die Mitwirkung der Bundesanstalt für Arbeit in der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation ist ein 
gutes Zeichen der Zusammenarbeit mit anderen 
Rehabilitationsträgern. Die gemeinsam erarbeiteten 
Grundsätze spiegeln die Verbundenheit der Träger 
im Rahmen dieser Aufgabe wider. Zahlreiche 
Einzelfragen von grundsätzlicher Bedeutung (zum 
Beispiel gemeinsame Statistik) werden im Rahmen 
der Bundesarbeitsgemeinschaft behandelt, um sie 
einer einheitlichen Lösung zuzuführen. 

VI. 

Auf Vorschlag des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung hat die Bundesregierung im Rahmen 


des Sozialberichts 1970 das „Aktionsprogramm zur 
Förderung der Rehabilitation der Behinderten" vor- 
gelegt. Dieses Programm dient einerseits der Ein- 
lösung des von der Bundesregierung in der Re- 
gierungserklärung vom 28. Oktober 1969 gegebenen 
Versprechens, den Behinderten in verstärktem Maße 
in Beruf und Gesellschaft Chancen zu eröffnen, 
andererseits der Durchführung des Koordinierungs- 
auftrages in § 62 AFG. 

Es ist das vorrangige Ziel des Aktionsprogramms, 
daß allen Behinderten die gebotenen medizinischen, 
erzieherischen, beruflichen und sozialen Hilfen 
schnell und unbürokratisch erreichbar sind, unab- 
hängig davon, ob es sich um Kinder, Jugendliche 
oder Erwachsene handelt und ob die Behinderung 
angeboren ist, auf eine Erkrankung, einem Unfall 
oder einer Kriegsbeschädigung beruht. 

Die Bundesregierung hat zu den Einzelheiten des 
Aktionsprogramms und über ihre Vorstellungen zu 
seiner Verwirklichung in der Antwort auf die 
Große Anfrage der Abgeordneten Burger, Maucher, 
Härzschel, Rösing und der Fraktion der CDU/CSU 
betreffend Wiedereingliederung körperlich, geistig 
und seelisch Behinderter in Arbeit, Beruf und Ge- 
sellschaft (Rehabilitation) eingehend Stellung ge- 
nommen (vgl, Drucksache Vl/896); auf diese Antwort 
wird verwiesen. 

Im übrigen haben das Bundesministcrium für Arbeit 
und Sozialordnung und das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit zur Durchführung 
des Aktionsprogramms einen gemeinsamen Arbeits- 
ausschuß gebildet. Vertreter weiterer Bundesressorts 
und andere Stellen werden an den Beratungen be- 
teiligt, wenn dies für die Behandlung spezieller 
Fragen zweckmäßig ist. Der Arbeitsausschuß hat die 
Aufgabe, Leitlinien zu entwickeln, Anregungen zu 
geben und wichtige Maßnahmen zwischen den 
Bundesressorts abzustimmen. 

VII. 

Die Bundesregierung wird bei der weiteren Ver- 
wirklichung des Aktionsprogramms die Auswirkun- 
gen der Anordnung über die Rehabilitation und der 
„Grundsätze" der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation sorgfältig beobachten. Sie wird prü- 
fen, ob diese Maßnahmen ausreichend dazu beitra- 
gen, eine wirksame Koordinierung der Rehabili- 
tation zu gewährleisten. Die Bundesregierung wird 
zum Ende des Jahres 1971 einen Bericht über die 
Gestaltung des Verhältnisses zwischen den neuen 
Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit nach dem 
AFG und den Aufgaben der Träger der Sozial- 
versicherung und anderer Sozialleistungsträger im 
Bereich der Arbeits- und Berufsförderung Behinder- 
ter vorlegen. Sie wird dabei auch ergänzend über 
ihre eigenen Bemühungen zur Koordinierung im 
Rahmen des Aktionsprogramms berichten. 


4 



Deutscher Bundestag — ■ 6. Wahlperiode Drucksache VI/1127 


Anlage 


Auszugsweise Abschrift aus den „Grundsätzen" 
der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 


VI, Wege zur Arbeits- und Berufsförderung 

1. Bei der Arbeits- und Berufsfördcrung sind alle 
Maßnahmen vorzusehen, die für eine angemes- 
sene und dauerhafte Eingliederung der Behinder- 
ten in Arbeit, Beruf und Gesellschaft von Bedeu- 
tung sind. 

2. Der Wille des Behinderten zur eigenen Mit- 
arbeit ist bei allen Maßnahmen der Arbeits- und 
Berufsförderung zu stärken. 

3. Die Arbeitsvermittlung ist Aufgabe der Bundes- 
anstalt für Arbeit, Eine Umsetzung im bisherigen 
Betrieb oder eine Anbahnung eines Arbeitsver- 
hältnisses kann von allen Trägern veranlaßt 
werden. 

4. Bevor die Träger eine Maßnahme der Arbeits- 
und Berufsförderung einleiten, haben sie die 
Bundesanstalt für Arbeit zu beteiligen. Die Bun- 
desanstalt für Arbeit hat dem zuständigen Träger 
für die Durchführung der arbeits- und berufs- 
fördernden Maßnahmen einen Vorschlag vorzu- 
legen, der den Gesamtplan ergänzen soll. Dabei 
haben die Fachdienste des Trägers und der Bun- 
desanstalt für Arbeit auf örtlicher Ebene eng 


zusammenzuarbeiten und gegebenenfalls gemein- 
sam zu beraten. 

Die Verantwortlichkeit des zuständigen Trägers 
für diese Maßnahmen sowie Sondervereinbarun- 
gen bleiben unberührt. 

5. Falls die Bundesanstalt für Arbeit im Einzelfall 
aus arbeitsmarktpoiitischen Gründen eine Ar- 
beits- und Berufsförderung für angezeigt hält, die 
nicht in den gesetzlichen Rahmen des zuständi- 
gen Trägers fällt, wird die Bundesanstalt für 
Arbeit diese Maßnahmen als Förderungsträger 
in eigener Zuständigkeit durchführen. 

6. Bei der beruflichen Eingliederung und der Siche- 
rung der Arbeitsplätze arbeiten die Träger mit 
den Hauptfürsorgestellen (Fürsorgestellen) im 
Sinne des Gruppen- und Kontaktsystems des 
Schwerbeschädigtengesetzes eng zusammen, um 
die Möglichkeiten dieses Gesetzes voll auszu- 
schöpfen. 

7. Den Behinderten ist durch geeignete Betreuung 
die Eingewöhnung in Arbeit, Beruf und Gesell- 
schaft zu erleichtern und damit das Ergebnis der 
Rehabilitation zu sichern. 
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Anordnung 

des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeit 
über die Arbeit- und Berufsförderung Behinderter (A Reha) 
vom 2. Juli 1970 


Inhaltsübersicht 
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Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit 
erläßt auf Grund der §§ 39, 53 Abs. 4, § 54 Abs. 2, 
§ 58 Abs. 1, § 60 Abs. 3, § 61 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 191 Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG) vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 582), 
zuletzt geändert durch das Erste Gesetz zur Ände- 
rung des Arbeitsförderungsgesetzes vom 22. Dezem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. 1 S. 2360), mit Genehmi- 
gung des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung folgende Anordnung; 


ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Ziel der Förderung 

(1) Die Maßnahmen nach dieser Anordnung sind 
im Rahmen der Zielsetzung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes darauf auszurichten, daß die Behinderten 
vollständig und dauerhaft in Arbeit und Beruf ein- 
gegliedert und damit von der Hilfe anderer weit- 
gehend unabhängig werden. 

(2) Die Maßnahmen können auch dazu dienen, 
eine Arbeits- und Berufsförderung vorzubereiten. 

(3) Die Maßnahmen können neben- oder nachein- 
ander durchgeführt werden. 

§ 2 

Behinderte 

(1) Behinderte im Sinne dieser Anordnung sind 
Personen, die körperlich, geistig oder seelisch be- 
hindert sind, deren Aussichten, beruflich eingeglie- 
dert zu werden oder zu bleiben infolge der Behin- 
derung nicht nur vorübergehend wesentlich gemin- 
dert sind und die deshalb besonderer Hilfen be- 
dürfen. 

(2) Den Behinderten im Sinne des Absatzes 1 
stehen die Personen gleich, denen eine solche Behin- 
derung droht. 

(3) Die Behinderung ist durch ein arbeitsamts- 
ärztliches, gegebenenfalls auch durch ein psycholo- 
gisches Gutachten festzustellen. 

§ 3 

Voraussetzungen der individuellen Förderung 

(1) Leistungen zur individuellen Förderung Be- 
hinderter werden gewährt, wenn 

1. der Behinderte bereits ist, sich beruflich bilden 
oder eingliedern zu lassen, 

2. das Leistungsvermögen des Behinderten erwar- 
ten läßt, daß er das Ziel der Maßnahme erreichen 
wird, 

3. die Förderung nach der beruflichen Eignung und 
Neigung des Behinderten zweckmäßig erscheint, 


4. Art und Schwere der Behinderung nach Abschluß 
der Maßnahme der beruflichen Tätigkeit oder 
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
oder in einer Werkstatt für Behinderte voraus- 
sichliich nicht entgegenstehen, 

5. der Behinderte sich an das Arbeitsamt wendet 
oder dem Arbeitsamt durch Träger von Rehabili- 
tationsmaßnahmen oder andere Stellen zur Prü- 
fung der Voraussetzungen der Förderungsmaß- 
nahmen oder zur gutachtlichen Äußerung oder 
zur Einleitung solcher Maßnahmen benannt wird, 

(2) Eine Tätigkeit in einer Werkstatt für Behin- 
derte (Absatz 1 Nr. 4) ist dann eine Eingliede- 
rung im Sinne des § 57 AFG, wenn zu erwarten ist, 
daß der Behinderte ein Einkommen erzielen wird, 
welches nicht unter dem Regelsatz eines Haushalts- 
vorstandes im Sinne des Sozialhilferechts liegt. 
Maßgebend hierfür ist der Regelsatz des Bundes- 
landes, in welchem der Behinderte wohnt, 

§ 4 

Zuständigkeit und Abgrenzungen 

Ist die Bundesanstalt gemäß § 57 AFG für die 
individuelle Förderung zuständig, sind Leistungen 
nach dieser Anordnung in vollem Umfang zu ge- 
währen. 

§ 5 

Vorleistung 

(1) Die Bundesanstalt hat gemäß § 38 AFG Be- 
hinderten Vorleistungen zu gewähren, wenn die 
Durchführung von Maßnahmen sich zu verzögern 
droht. Voraussetzung für die Bewilligung ist, daß 
der Behinderte Leistungen des anderen Trägers be- 
antragt hat. 

(2) Die Bundesanstalt hat auch zu leisten, wenn 
der zuständige Träger die von der Bundesanstalt ge- 
mäß § 57 AFG vorgeschlagene Maßnahme nicht för- 
dert. In diesen Fällen richten sich Dauer und Um- 
fang nach dieser Anordnung. 

§ 6 

Gesamtplan 

Für die Erstellung des Gesamtplanes nach § 59 
Abs. 3 AFG soll die Bundesanstalt die Federführung 
wahrnehmen, sofern nicht ein zwischen den beteilig- 
ten Stellen abgestimmter Gesamtplan bereits vor- 
liegt. 

§ 1 

Ziel der institutioneilen Förderung 

(1) Ziel der Förderung von Einrichtungen der 
beruflichen Bildung Behinderter ist es, ein aus- 
reichendes Angebot an Bildungseinrichtungen zu 
schaffen, das der Lage und Entwicklung des Arbeits- 
marktes und der Berufe gerecht wird und zugleich 
die besonderen Belange der Behinderten berück- 
sichtigt. 
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(2) Ziel der Förderung von Werkstätten für Be- 
hinderte ist es, allen Behinderten eines regionalen 
Einzugsbereiches einen Arbeitsplatz zu bieten, die 
nicht oder noch nicht einen Arbeitsplatz auf dem all- 
gemeinen Arbeitsmarkt einnehmen können. 

§ 8 

Angemessenheit 

Die Aufwendungen für die Förderung Behinderter 
müssen in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
angestrebten Erfolg der Eingliederung im Sinne von 
§ 1 Abs. 1 stehen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Individuelle Förderung der beruflichen Bildung 
Behinderter 


ERSTER UNTERABSCHNITT 
Förderung der beruflichen Ausbildung 

§ 9 

Berufsausbildungsbeihilfe 

Die Bundesanstalt gewährt zur individuellen För- 
derung der beruflichen Ausbildung Behinderter Be- 
rufsausbildungsbeihilfen (§ 40 AFG). 

§ 10 

Art der Ausbildung und der berufsvorbereitenden 
Maßnahmen 

Berufsausbildungsbeihilfe wird gewährt für 

1. die betriebliche oder überbetriebliche Ausbildung 
in den Berufen, die nach § 25 Abs. 1 des Berufs- 
bildungsgesetzes vom 14. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1112) als Ausbildungsberufe im 
Sinne von § 25 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes 
gelten sowie für eine Ausbildung nach § 48 des 
Berufsbildungsgesetzes, 

2. die betriebliche oder überbetriebliche Ausbil- 
dung in den Ausbildungsverhältnissen, die nach 
§ 28 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes als Aus- 
nahmen zugelassen sind, 

3. die Teilnahme an einem Grundausbildungslehr- 
gang oder an Einzelmaßnahmen zur Vorberei- 
tung auf bestimmte Berufsbereiche, einschließ- 
lich der blindentechnischen Grundausbildung, 
wenn diese für eine Ausbildung nach Nummer 1 
erforderlich ist, 

4. die Teilnahme an einem Förderungslehrgang für 
noch nicht berufsreife Behinderte, von denen zu 
erwarten ist, daß sie nach Abschluß des Lehr- 
ganges eine Ausbildung aufnehmen können, ein- 
schließlich der Arbeitserprobung Leistungsgemin- 


derter, für die auch unter Mitwirkung des 
Psychologischen und des Ärztlichen Dienstes des 
Arbeitsamtes eine bestimmte Ausbildung oder 
Tätigkeit nicht vorgeschlagen werden kann, 

5. die Teilnahme an einem Lehrgang zur Verbesse- 
rung der Eingliederungsmöglichkeiten für Be- 
hinderte, die den Anforderungen eines aner- 
kannten Ausbildungsberufs nicht und einer 
Arbeitsaufnahme oder einer Tätigkeit in einer 
Werkstatt für Behinderte noch nicht gewachsen 
sind. 

§ 11 

Erstmalige und weitere Berufsausbildung 

(1) Berufsausbildungsbeihilfe wird grundsätzlich 
für die erstmalige Berufsausbildung gewährt. 

(2) Bei vorzeitiger Lösung eines Berufsausbil- 
dungsverhältnisses ist Berufsausbildungsbeihilfe für 
eine neue Ausbildung zu gewähren, wenn für die 
Lösung ein hinreichender Grund vorlag. 

(3) Schließt sich an eine abgeschlossene Berufs- 
ausbildung eine Ausbildung in einem anderen an- 
erkannten Ausbildungsberuf an, so ist auch dafür 
Berufsausbildungsbeihilfe zu gewähren, wenn der 
neue Beruf mit dem vorher erlernten in einem fach- 
lichen Zusammenhang steht und die neue Ausbil- 
dung die Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt verbessert. 

§ 12 

Geltungsbereich 

Berufsausbildungsbeihilfe wird gewährt für die 
Ausbildung oder für die Teilnahme an berufsvor- 
bereitenden Maßnahmen (§ 10) im Geltungsbereich 
des Arbeitsförderungsgesetzes. 

§ 13 

Personenkreis 

(1) Berufsausbildungsbeihilfe wird auszubilden- 
denden Behinderten gewährt, die 

1. Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes sind, 

2. Staatsangehörige eines anderen EWG-Mitglied- 
staates sind, 

3. heimatlose Ausländer im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) sind, 

4. Asylberechtigte nach § 28 des Ausländergesetzes 
vom 28. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 353) 
sind und ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes haben. 

(2) Berufsausbildungsbeihilfe kann anderen Per- 
sonen nur gewährt werden, wenn Staatsverträge 
oder überstaatliche Rechtsvorschriften das vorsehen. 
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§ 14 

Dauer der Förderung 

(1) Berufsausbildungsbeihilfe wird für die vor- 
geschriebene Ausbildungszeit oder für die Dauer 
der berufsvorbereitenden Maßnahme, frühestens je- 
doch vom Tag der Antragstellung an, gewährt. 

(2) Wird der Antrag noch innerhalb von drei 
Monaten nach Beginn der Ausbildung oder der be- 
rufsvorbereitenden Maßnahmen gestellt, so ist Be- 
rufsausbildungsbeihilfe vom Beginn der Ausbildung 
oder der berufsvorbereitenden Maßnahme an zu ge- 
währen. 

(3) Legt der Auszubildende die Abschlußprüfung 
vorzeitig ab, so endet die Förderung spätestens mit 
Ablauf des Monats, in dem die Prüfung bestanden 
wurde. Entsprechendes gilt für die vorzeitige Be- 
endigung der Teilnahme an einer berufsvorbereiten- 
den Maßnahme. 

(4) Die Förderung kann über die vorgeschriebene 
Zeit hinaus gewährt werden, wenn besondere per- 
sönliche Umstände das rechtfertigen. 

(5) Für Zeiten einer Krankheit oder Schwan- 
gerschaft ist Berufsausbildungsbeihilfe weiterzuge- 
währen, wenn 

1. der Ausbildungsvertrag fortdauert und nach den 
Bestimmungen des Berufsbildungsgesetzes oder 
des Mutterschutzgesetzes Anspruch auf Fortzah- 
lung der Ausbildungsvergütung besteht, 

2. die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden 
Maßnahme nicht länger als sechs Wochen unter- 
brochen wird. 

§ 15 

Bemessungsgrundsatz 

Die Berufsausbildungsbeihilfe bemißt sich nach 
dem Bedarf für den Lebensunterhalt (§§ 17 und 18) 
und nach dem Bedarf für die Ausbildung oder für 
die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Maß- 
nahme (§ 19). 

§ 16 

Anrechnung von Einkommen 

(1) Auf den Bedarf für den Lebensunterhalt wird 
das Einkommen (§ 22) des Behinderten angerechnet. 
Bei minderjährigen Behinderten wird das Einkom- 
men der zum Unterhalt Verpflichteten dann ange- 
rechnet, wenn die Nichtanrechnung offenkundig un- 
gerechtfertigt wäre. 

(2) Auf den Bedarf für die Ausbildung wird Ein- 
kommen nicht angerechnet. 

§ 17 

Bedarf für den Lebensunterhalt 
eines unverheirateten, minderjährigen 
auszubildenden Behinderten 

(1) Als Bedarf für den Lebensunterhalt eines un- 
verheirateten, minderjährigen auszubildenden Be- 


hinderten werden 200 DM monatlich und gegebe- 
nenfalls Taschengeld (Absatz 5) zugrunde gelegt. 

(2) Ist der auszubildende Behinderte in einem 
Wohnheim oder Internal mit voller Verpflegung 
untergebracht, so werden anstelle des Betrages 
nach Absatz 1 die im Einvernehmen mit dem Ar- 
beitsamt festzulegenden Kosten für Verpflegung 
und Unterkunft zugrunde gelegt. 

(3) Ist der Auszubildende beim Ausbildenden mit 
voller Verpflegung untergebracht, gilt Absatz 2 ent- 
sprechend. 

(4) Bei anderweitiger Unterbringung des Auszu- 
bildenden außerhalb des Haushaltes seiner Eltern 
oder eines Elternteils erhöht sich der Betrag nach 
Absatz 1 um 40 DM; für die Kosten der Unterkunft 
zuzüglich bis zu 120 DM monatlich. 

(5) Als monatliches Taschengeld werden zu- 
grunde gelegt: 

1. bei Unterbringung 

im Sinne der Absätze 2 und 3 40 DM, 

2. bei Unterbringung 

im Sinne des Absatzes 4 30 DM. 

(6) Der Bedarf für den Lebensunterhalt erhöht 
sich um den durch die Behinderung bedingten Mehr- 
bedarf. 

§ 18 

Bedarf für den Lebensunterhalt eines verheirateten 

oder volljährigen auszubildenden Behinderten 

(1) Als Bedarf für den Lebensunterhalt eines ver- 
heirateten oder volljährigen auszubildenden Behin- 
derten wird bei Unterbringung im Haushalt der 
Eltern, eines Elternteils oder im eigenen Haushalt 
monatlich ein Betrag nach Maßgabe der Tabelle zu 
§ 44 Abs. 2 AFG zugrunde gelegt, jedoch nicht mehr 
als 480 DM. § 113 Abs. 1 AFG ist anzuwenden. Der 
Berechnung ist das Arbeitsentgelt zugrunde zu 
legen, das nach Beendigung der Ausbildung vor- 
aussichtlich erreicht wird. 

(2) Bei anderweitiger Unterbringung werden als 
Bedarf für den Lebensunterhalt zugrunde gelegt 

1. 50 V. H. des Betrages nach Absatz 1 und 

2. für Verpflegung 240 DM monatlich und 

3. für Unterkunft bis zu 120 DM monatlich 
jedoch insgesamt nicht mehr als 480 DM. 

(3) Ist der Auszubildende in einem Wohnheim 
oder Internat mit voller Verpflegung untergebracht, 
so werden die im Einvernehmen mit dem Arbeits- 
amt festzulegenden Kosten für Verpflegung und 
Unterkunft anstelle der in Absatz 2 Nr. 2 und 3 
genannten Beträge zugrunde gelegt. 

(4) Ist der Auszubildende beim Ausbildenden 
mit voller Verpflegung untergebracht, gilt Absatz 3 
entsprechend. 
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(5) Ist der Auszubildende verheiratet und führt 
er einen eigenen Haushalt, so sind bei Unterbrin- 
gung nach den Absätzen 2, 3 oder 4 dem Bedarf 
für den Lebensunterhalt die Miete und damit ver- 
bundenen Nebenkosten oder die vergleichbare Be- 
lastung durch eigenes Haus oder Eigentumswohnung 
u. ä. hinzuzurechnen, jedoch nicht mehr als 50 v. H. 
des Betrages nach Absatz 1 vermindert um 60 DM. 

(6) § 17 Abs. 6 gilt entsprechend. 

§ 19 

Bedarf für die Ausbildung oder für die Teilnahme 
an einer berufsvorbereitenden Maßnahme 

Als Bedarf für die Ausbildung oder für die Teil- 
nahme an einer berufsvorbereitenden Maßnahme 
werden anerkannt, wenn die Aufwendungen vom 
Auszubildenden oder von seinen Erziehungsberech- 
tigten zu tragen sind: 

1 . Lehrgangsgebühren oder Schulgeld 

a) in der vom Ausbildungsträger festgesetzten 
Höhe oder 

b) in Höhe der von der Bundesanstalt als ange- 
messen anerkannten Kosten für den Sach- 
und Personalaufwand des Trägers einer Maß- 
nahme nach § 10 Nr. 3 bis 5. 

2. Fernunterrichtsgebühren in der von der Bundes- 
anstalt als angemessen anerkannten Höhe, je- 
doch nicht mehr als 50 DM im Kalendermonat, 
wenn 

a) die nach dem Berufsbildungsgesetz für die 
Ausbildung zuständige Stelle bescheinigt, daß 
der Fernunterricht zur Erreichung des Aus- 
bildungszieles zweckmäßig ist und 

b) die Teilnahmebedingungen des Fernunter- 
richtsträgers angemessen sind; insbesondere 
muß die Teilnahme am Fernunterricht mit 
einer Studiendauer von mehr als sechs Mo- 
naten mit einer Frist von höchstens sechs 
Wochen, erstmals zum Ende der ersten sechs 
Monate, sodann jeweils zum Ende der näch- 
sten drei Monate ohne Angabe von Gründen 
kündbar sein. Die Berechnung der vorge- 
nannten maßgeblichen Zeitspannen beginnt 
mit Abschluß des Vertrages. 

3. Lernmittel, soweit sie notwendig sind und von 
Dritten nicht zur Verfügung gestellt werden. 

4. Arbeitskleidung, soweit sie für die praktische 
Unterweisung notwendig ist und nicht von Drit- 
ten zur Verfügung gestellt wird. 

5. Arbeitsgeräte, die für die Ausbildung notwendig 
sind. 

6. Prüfungsgebühren und die im Zusammenhang 
mit der Prüfung unvermeidbar entstehenden 
Kosten. 

7. Kosten der Fahrt zwischen der Unterkunft und 
der Ausbildungsstätte sowie der Berufsschule für 
je eine Hin- und Rückfahrt am Arbeitstag mit 

a) einem regelmäßig verkehrenden öffentlichen 
Beförderungsmittel unter Berücksichtigung 
möglicher Fahrpreisvergünstigungen, 


b) einem nichtöffentlichen Beförderungsmittel; 
als Unkostenentschädigung ist der Betrag zu 
zahlen, der nach Buchstabe a angefallen 
wäre. 

Wenn wegen Art und Schwere der Behinderung 
besondere Kosten entstehen, können auch diese 
zugrunde gelegt werden; hierzu gehören auch die 
Kosten für eine notwendige Begleitperson. 

8. Kosten für im Regelfall eine Heimfahrt monatlich 
zu den Eltern, zu einem Elternteil oder zu der 
eigenen Familie im Geltungsbereich des Arbeits- 
förderungsgesetzes, wenn der Auszubildende 
wegen seiner Ausbildung oder wegen seiner 
Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Maß- 
nahme auswärts untergebracht ist, 

a) in Höhe des tariflich günstigsten Fahrpreises, 

b) in Höhe der Kosten der kürzesten Flugreise 
bzw. kombinierten Reise für die Heimfahrt 
von bzw. nach Berlin (West). 

Nummer 7 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 20 

Sonstige Kosten 

Sonstige Kosten werden ausnahmsweise von der 
Bundesanstalt getragen, wenn sie durch die Aus- 
bildung oder durch die Teilnahme an einer berufs- 
vorbereitenden Maßnahme unvermeidbar entstehen. 

§ 21 

Anrechnung von Einkommen des Auszubildenden 

Einkommen (§ 22) des auszubildenden Behinder- 
ten ist auf den Bedarf nach den §§17 und 18 in voller 
Höhe anzurechnen. Davon kann abgewichen werden, 
wenn dies zur Vermeidung unbilliger Härten ge- 
rechtfertigt ist. 

§ 22 

Einkommen 

(1) Als Einkommen gelten alle Einkünfte in Geld 
oder Geldeswert nach Abzug der Steuern, der Bei- 
träge zur Sozialversicherung und zur Bundesanstalt 
für Arbeit oder entsprechende Aufwendungen zur 
sozialen Sicherung in angemessenem Umfange. 

(2) Als Einkommen des Auszubildenden gelten 
auch Beträge, die für Kost und Wohnung von der 
Ausbildungsvergütung einbehalten werden. Sach- 
bezüge, die der Ausbildende gewährt, sind nach 
§ 160 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung (RVO) 
zu bewerten. 

(3) Von dem Einkommen können als Werbungs- 
kosten abgezogen werden: 

1. notwendige Aufwendungen für Fahrten zwischen 
der Wohnung und der Arbeitsstätte; § 19 Nr. 7 
ist entsprechend anzuwenden, 

2. Beiträge für Berufsverbände, Gewerkschaften 
u. ä.. 
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3. Mehraufwendungen infolge notwendiger Füh- 
rung eines doppelten Haushaltes bis zu 150 DM 
monatlich, soweit nicht Trennungsentschädigiing, 
Auslösung ii. ä. gezahlt wird. 

(4) Werhungskosten des Auszubildenden sind 
nicht zu berücksichtigen. 

(5) Nicht als Einkommen gelten Leistungen, die 
nicht oder nicht hauptsächlich für den Lebensunter- 
halt, sondern als zweckgebundene Sonderleistungen 
gewährt werden, insbesondere 

1. Leistungen, die zur Abgeltung eines durch Kör- 
perbehinderung verursachten Mehrverschleißes 
an Kleidern und Wäsche oder zur Abgeltung 
eines besonderen Aufwandes wegen körper- 
licher Hilflosigkeit gewährt werden, namentlich 
Pflegegeld oder Pflegezulage, ferner die Lei- 
stungen, die Blinde wegen ihrer Blindheit er- 
halten, 

2. Leistungen der vorbeugenden oder nachgehen- 
den Gesundheitsfürsorge, 

3. die Grundrenten und die Schwerstbeschädigten- 
zulage nach dem Bundesversorgungsgesetz, die 
Renten, die in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes 
über die Grundrente und die Schwerstbeschädig- 
tenzulage gewährt werden, und die Renten, die 
den Opfern nationalsozialistischer Verfolgung 
wegen einer durch die Verfolgung erlittenen 
Gesundheitsschädigung gewährt werden sowie 
Unfallrenten bis zur Höhe des Betrages, der in 
der Kriegsopferversorgung bei gleicher Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit als Grundrente und 
Schwerstbeschädigtenzulage gewährt würde, 

4. Leistungen zum Ausgleich eines Schadens, so- 
weit sie nicht für entgangenes oder entgehen- 
des Einkommen oder für den Verlust gesetz- 
licher Unterhaltsansprüche gewährt werden, 

5. Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG), die als Hilfen in besonderen Lebens- 
lagen gewährt werden, 

6. Entlassungsgeld und Ubergangsbeihilfen nach 
dem Heimkehrergesetz, 

7. sonstige Leistungen der Mutterschaftshilfe {§ 15 
Abs. 2 des Mutterschutzgesetzes, § 195 Nr. 1 
bis 4, § 205 a Abs. 1 RVO) sowie das nach den 
§§ 200 b, 205 a Abs. 2 RVO als einmalige Lei- 
stung gewährte Mutterschaftsgeld, 

8. Aufwandsentschädigungen, soweit sie nicht 
steuerpflichtig sind, 

9. Trennungsentschädigungen, Auslösungen u. ä., 

10. Vermögenswirksame Leistungen. 

(6) Ferner gelten nicht als Einkommen 

1. Weihnachts-, Neujahrs- und Urlaubszuwendun- 
gen, Jahresabschlußprämien, sog. 13. und 14, Mo- 
natsgehälter, Jubiläumsgaben und ähnliche nicht 
laufende Einkünfte aus einem Dienst-, Arbeits- 
oder Ausbildungsverhältnis, 


2. Bergmannsprämien nach dem Gesetz über Berg- 
mannsprämien, 

3. gesetzliche oder tarifliche Zuschläge für Nacht- 
arbeit und Mehrarbeit, soweit sie ausgewiesen 
oder erkennbar sind, 

4. Sachleistungen, die während der stationären Be- 
handlung in einer Krankenanstalt gewährt wer- 
den, 

5. Kantinenzuschüsse, die Betriebe für Mittagessen 
gewähren, wenn und soweit sie einen Tagessatz 
von 1,50 DM nicht überschreiten, 

6. Leistungen, die von anderen Stellen zur Auf- 
stockung der Berufsausbildungsbeihilfe gewährt 
werden, 

7. Prämien, die der Auszubildende vom Ausbilden- 
den erhält. 

§ 23 

Form der Förderung 

(1) Die Berufsausbildungsbeihilfe wird als Zu- 
schuß gewährt. 

(2) Die Berufsausbildungsbeihilfe kann ausnahms- 
weise als zinsloses Darlehen gewährt werden, wenn 
und soweit 

1. der gewählte Ausbildungsweg zwar fachlich 
zweckmäßig ist, seine Ausgestaltung und der 
Aufwand dafür jedoch über die üblichen Formen 
und Kosten hinausgehen, 

2. eine neue Ausbildung nach § 11 Abs. 2 nicht ge- 
fördert werden kann, weil die Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind, 

3. die Ausbildung über die vorgeschriebene Zeit 
hinaus verlängert werden muß und die Gründe 
dafür nach § 14 Abs. 4 nicht anerkannt werden 
können. 

(3) Der Darlehensnehmer hat das Darlehen nach 
Abschluß seiner Ausbildung in einem angemessenen 
Zeitraum, längstens in acht Jahren, zu tilgen. Es 
können bis zu zwei tilgungsfreie Jahre eingeräumt 
werden. In besonderen Fällen kann der Präsident 
des Landesarbeitsamtes längere tilgungsfreie Zeiten 
und Tilgungszeiten einräumen. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Förderung der beruflichen Fortbildung 
I und Umschulung 

§ 24 

Berufliche Fortbildung 

(1) Die Förderung der beruflichen Fortbildung 
nach § 41 Abs. 1 AFG erstreckt sich auf die Teil- 
j nähme an beruflichen Bildungsmaßnahmen, die ins- 
besondere auf eines der in § 43 Abs. 1 AFG genann- 
ten Ziele ausgerichtet sind. Dazu zählen nicht Bil- 
! dungsmaßnahmen, die zum Bereich der Allgemein- 
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Bildung, der Berufsausbildung oder der beruflichen 
Umschulung gehören. Allgemeinbildende Fächer, 
die dem Ziel der beruflichen Bildungsmaßnahme 
dienen, können in angemessenem Umfange, in den 
Lehrplan aufgenommen werden. 

(2) Als berufliche Fortbildung wird auch der Be- 
such von Einrichtungen nach Absatz 6 gefördert, 
wenn der Antragsteller durch den Besuch einer ver- 
gleichbaren Einrichtung außerhalb des Geltungs- 
bereiches des Arbeitsförderungsgesetzes einen ent- 
sprechenden beruflichen Abschluß erworben hat, 
seinen Beruf jedoch aufgrund rechtlicher Vorschrif- 
ten nur dann ausüben kann, wenn er im Wege einer 
zusätzlichen Bildungsmaßnahme bis zu einer Höchst- 
dauer von einem vJahr einen neuen Abschluß er- 
reicht. Die Wiederholung des gesamten Bildungs- 
ganges kann nicht gefördert werden. 

(3) Gefördert wird auch die Teilnahme an Maß- 
nahme, die nicht auf die in § 43 Abs. 1 AFG beispiel- 
haft genannten Ziele ausgerichtet sind, wenn der 
Bildungsgang im Einzelfall eine berufliche Fortbil- 
dung im Sinne des § 41 Abs. 1 AFG gewährleistet. 

(4) Eine Bildungsmaßnahme gehört zum Bereich 
der Allgemeinbildung im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2, wenn überwiegend Wissen vermittelt wird, 
das dem von allgemeinbildenden Schulen ange- 
strebten Bildungsziel entspricht. 

(5) Berufsausbildung im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 ist die Ausbildung in einem anerkannten Aus- 
bildungsberuf. Die Vorbereitung auf die Ablegung 
einer bisher fehlenden beruflichen Abschlußprüfung 
ist nach § 43 Abs. 1 Nr. 4 AFG als berufliche Fort- 
bildung in der Regel nur zu fördern, wenn der An- 
tragsteller mindestens das Zweifache der Zeit, die 
als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, in dem Be- 
rufsbereich tätig gewesen ist, in dem er die Prüfung 
ablegen will. Hiervon kann abgesehen werden, 
wenn durch Vorlage von Zeugnissen oder auf an- 
dere Weise glaubhaft dargetan wird, daß der An- 
tragsteller Kenntnisse und Fertigkeiten erworben 
hat, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen. 

(6) Zur Berufsausbildung im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 gehört auch der Besuch von Berufsfachschulen, 
Fachschulen und höheren Fachschulen. Werden an 
Einrichtungen nach Satz 1 Fortbildungsmaßnahmen 
nach § 41 Abs. 1 AFG durchgeführt, so ist die Teil- 
nahme an diesen Maßnahmen zu fördern. Der Be- 
such höherer Fachschulen für Sozialarbeit oder Aus- 
bildungsstätten mit entsprechendem Ausbildungs- 
ziel sowie ein Studium, das mit einem Abschluß 
endet, der üblicherweise an einer Ingenieurschule, 
Hochschule, Fachhochschule oder ähnlichen Ausbil- 
dungsstätte erreicht wird, kann nicht gefördert wer- 
den. 

(7) Die Förderung von Nichtdeutschen setzt vor- 
aus, daß sie mindestens ein Jahr im Geltungsbereich 
des Arbeitsförderungsgesetzes eine entsprechende 
berufliche Tätigkeit ausgeübt haben; diese Ein- 
schränkung gilt nicht für Staatsangehörige von Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften. 


§ 25 

Berufliche Umschulung 

(1) Die Förderung der beruflichen Umschulung 
erstreckt sich auf die Teilnahme an Maßnahmen, die 
den in § 47 Abs. 1 Satz 1 AFG genannten Zielen 
dienen. Dazu zählen nicht Bildungsmaßnahmen, die 
ziim Bereich der Allgemeinbildung gehören; § 24 
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 4 gilt entsprechend. Die För- 
derung des Besuchs höherer Fachschulen für Sozial- 
arbeit oder Ausbildungsstätten mit entsprechendem 
Ausbildungsziel aufgrund einer Anordnung nach 
§ 242 Abs. 12 AFG geht der Förderung der Um- 
schulung nach dieser Anordnung vor. 

(2) Eine andere berufliche Tätigkeit im Sinne des 
§ 47 Abs. 1 Satz 1 AFG ist eine Berufstätigkeit mit 
neuem Inhalt. Die Erlernung eines Berufes mit 
neuem Inhalt ist als berufliche Umschulung in der 
Regel nur zu fördern, wenn der Antragsteller zuvor 
mehr als drei Jahre beruflich tätig gewesen ist. 
Hiervon kann abgewichen werden, wenn wegen der 
Behinderung schon früher eine Umschulung geboten 
ist. 

(3) Die Umschulung soll mit einem qualifizieren- 
den Abschluß enden. Es ist darauf hinzuwirken, daß 
die Dauer der Maßnahme mit Rücksicht auf Lebens- 
alter, berufliche Erfahrungen und Bewährungen kür- 
zer als die Ausbildungszeit für Jugendliche bemes- 
sen wird. 

(4) Für die Förderung der beruflichen Umschu- 
lung von Nichtdeutschen gilt § 24 Abs. 7 entspre- 
chend. 

§ 26 

Unterricht 

(1) Unterricht im Sinne des § 34 Abs. 1 AFG ist 
die Vermittlung theoretischer Kenntnisse und die 
praktische Unterweisung durch die Lehrkräfte. 

(2) Die Teilnahme der Maßnahmen zur beruf- 
lichen Fortbildung oder Umschulung, die im Fern- 
unterricht durchgeführt werden, wird gefördert, 
wenn der Fernunterricht mit ergänzendem Nahunter- 
richt (Voll- oder Teilzeitunterricht) von angemesse- 
ner Dauer verbunden ist. 

§ 27 

Maßnahmeträger, Ausgestaltung der Maßnahme 

(1) Die Dauer einer Maßnahme muß dem Zeit- 
raum entsprechen, der notwendig ist, um das Ziel 
der Fortbildung oder Umschulung zu erreichen. Die 
Maßnahme muß in der Regel mindestens 50 Unter- 
richtsstunden umfassen; dies gilt nicht für Maßnah- 
men zur Feststellung beruflicher Kenntnisse und 
Fertigkeiten. Die Teilnahme an Maßnahmen, die bei 
Vollzeitunterricht zwei Jahre, bei Einarbeitungs- 
maßnahmen ein Jahr übersteigen, wird nur geför- 
dert, wenn die berufliche Fortbildung oder Um- 
schulung auf andere Weise nicht verwirklicht wer- 
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den kann und die Förderungsdauer drei Jahre nicht 
überschreitet. 

(2) Die Förderung der Teilnahme an einer beruf- 
lichen Bildungsmaßnahme setzt voraus, daß der 
Maßnahmetrager angemessene Teilnahmebedingun- 
gen vorsieht. Die Teilnahme am Fernunterricht mit 
einer Studiendauer von mehr als sechs Monaten ' 
muß mit einer Frist von höchstens sechs Wochen, 
erstmals zum Ende der ersten sechs Monate, sodann 
jeweils zum Ende der nächsten drei Monate ohne 
Angabe von Gründen kündbar sein. Die Berechnung 
der nach Satz 2 maßgeblichen Zeitspannen beginnt 
mit Abschluß des Vertrages. 

(3) Die Teilnahme an Maßnahmen außerhalb des 
Geltungsbereiches des Arbeitsförderungsgesetzes 
wird nur gefördert, wenn dafür ein der Behinderung 
entsprechendes berufliches Bildungsangebot im Gel- 
tungsbereich des Arbeitsförderungsgesetzes nicht 
vorliegt. 

§ 28 

Persönliche Voraussetzungen 

(1) Behinderte, die sich beruflich fortbilden wol- 
len, werden gefördert, wenn sie 

1. eine für das Erreichen des Fortbildungszieles 
notwendige abgeschlossene Berufsausbildung 
oder angemessene Berufserfahrung oder beides 
haben, 

2. eine die Beitragspflichl in der Arbeitslosenver- 
sicherung begründende Beschäftigung ausgeübt 
haben oder eine solche Beschäftigung ausüben 
wollen, 

und die Voraussetzungen der §§ 36 und 42 zweiter 
flalbsatz AFG erfüllen. 

(2) Behinderte, die beruflich umschulen wollen, 
werden gefördert, wenn sie die Voraussetzungen 
des § 36 AFG erfüllen. 

(3) Die Voraussetzungen des § 36 AFG sind auch 
dann erfüllt, wenn der Behinderte nach erfolgter 
Fortbildung oder Umschulung eine Tätigkeit in einer 
Werkstatt für Behinderte ausüben kann. 

§ 29 

Kannleistungen 

Behinderte, die keinen Rechtsanspruch auf Förde- 
rung haben, weil Voraussetzungen nach den §§ 24, 

25, 27 Abs. ] Satz 3 und Abs. 3 sowie § 28 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 nicht erfüllt sind, können nach Maßgabe 
der §§ 46 und 48 AFG im Rahmen des § 39 zinslose 
Darlehen erhalten, 

§ 30 

Leistungsarten 

Für die Dauer der Teilnahme an einer Maßnahme 
sind nach Maßgabe der §§ 31 bis 40 und 45 
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1. Unterhaltsgeld, 

2. Lehrgangsgebühren, 

3. Kosten für Lernmittel, 

4. Fahrkosten, 

5. Kosten für Arbeitskleidung, 

6. Kosten für Unterkunft und Verpflegung, 

7. Kranken- und Unfallversicherung, 

8. sonstige Kosten, 

9. Einarbeitungszuschluß 
oder Darlehen zu gewähren. 

§ 31 

Unterhaltsgeld 

(1) Unterhaltsgeld nach § 44 AFG wird für Teil- 
; nehmer an einer Maßnahme mit ganztägigem oder 
! berufsbegleitendem Unterricht gewährt, wenn die 

Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen. 

(2) Eine Maßnahme wird in ganztägigem Unter- 
richt durchgeführt, wenn der Unterricht in jeder 
Woche an mindestens 5 Werktagen stattfindet und 
je Tag wenigstens 4 Unterrichtsstunden umfaßt. Ist 
wegen Art und Schwere der Behinderung eine Teil- 
nahme am Unterricht nicht an 5 Werktagen einer 
Woche möglich, so gilt dies als ganztägiger Unter- 
richt auch dann, wenn er wöchentlich mindestens 
15 Unterrichtsstunden umfaßt. Bei Maßnahmen mit 
berufsbegleitendom Unterricht wird Unterhaltsgeld 
nur gewährt, wenn der Teilnehmer durch den Be- 
such der Maßnahme in seinem Beschäftigungsbetrieb 
in der Woche einen Verlust von mindestens einem 
Drittel der regelmäßigen betriebsüblichen Arbeits- 
zeit erleidet. Bei Selbständigen oder Mithelfenden 
ist die regelmäßige Arbeitszeit dann um mindestens 
ein Drittel gemindert, wenn sie ihre Tätigkeit wegen 
der Teilnahme an der Maßnahme mindestens 
14 Stunden in der Woche nicht ausüben können. 

(3) Für Nahunterricht, der ergänzend zum Fern- 
unterricht (§ 26 Abs. 2) durchgeführt wird, gilt Ab- 
satz 2 sinngemäß. 

(4) Teilnehmern an Maßnahmen mit ganztägigem 
Unterricht wird das Unterhaltsgeld auch während 
festgelegter Ferienzeiten gewährt. In begründeten 
Ausnahmefällen wird Teilnehmern an Maßnahmen 

^ mit berufsbegleitendem Unterricht Unterhaltsgeld 
I während festgelegter Ferienzeiten gewährt, wenn 
; die regelmäßige betriebsübliche wöchentliche Ar- 
beitszeit auch während der Ferien um mindestens 
ein Drittel gemindert ist. 

(5) Sinkt das Bemessungsentgelt für das Unter- 
haltsgeld wegen der Aufnahme einer Zwischenbe- 
schäftigung unter das Bemessungsentgelt, das vor 
der Aufnahme der Zwischenbeschäftigung für den 
Bezug von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
maßgeblich war, so ist der Bemessung des Unter- 
haltsgeldes das höhere Entgelt zugrunde zu legen. 


13 



Drucksache VI/1127 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


(6) War ein Teilnehmer vor Eintritt in eine Maß- 
nahme mit ganztägigem Unterricht nicht beschäftigt 
oder nur teilbeschäftigt und sind die dafür maßgeb- 
lichen Gründe fortgefallen, ist das Unterhaltsgeld 
nach § 112 Abs. 7 AFG zu bemessen, soweit nicht 
§ 58 Abs. 2 AFG anzuwenden ist. 

(7) Einkommen aus einer unselbständigen, selb- 
ständigen oder mithelfenden Tätigkeit ist in der 
Zahlwoche, in der es verfügbar ist, nach den Vor- 
schriften des § 44 Abs. 4 AFG auf das Unterhalts- 
geld anzurechnen; jedoch bleibt Einkommen aus 
Zeiten, für die kein Unterhaltsgeld gewährt wurde, 
unberücksichtigt, auch wenn es während des Unter- 
haltsgeldbezuges verfügbar ist. 

(8) Einkommen aus einer unselbständigen Tätig- 
keit sind auch Ausbildungsvergütungen und auf- 
grund von öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 
gewährte Unterhaltszuschüsse. 

(9) Bricht ein Bezieher von Unterhaltsgeld die 
Teilnahme an der Maßnahme ohne wichtigen Grund 
ab, ist das Unterhaltsgeld zurückzufordern, wenn 
ihm weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe 
während der Zeit des Unterhaltsgeldbezuges zuge- 
standen hätte. 

(10) Personen, die in einem besonderen Gewalt- 
verhältnis verwahrt werden, haben keinen An- 
spruch auf Unterhaltsgeld, 


§ 32 

Lehrgangsgebühren 

Gebühren, die für die Teilnahme an einer Maß- 
nahme anfallen, werden von der Bundesanstalt ge- 
tragen, soweit sie notwendig sind. Zu den Lehr- 
gangsgebühren gehören auch die Prüfungsgebühren 
und die im Zusammenhang mit der Prüfung unver- 
meidbar entstehenden Kosten. 


§ 33 

Lernmittel 

Die Kosten für notwendige Lernmittel werden von 
der Bundesanstalt getragen, soweit diese den Teil- 
nehmern von Dritten nicht zur Verfügung gestellt 
werden. 


§ 34 

Fahrkosten 

(1) Unvermeidbar entstehende Fahrkosten für ein 
regelmäßig verkehrendes öffentliches Beförderungs- 
mittel werden unter Berücksichtigung möglicher 
Fahrpreisvergünstigungen von der Bundesanstalt 
getragen. Hierzu gehören auch die Fahrkosten für 
im Regelfall eine Heimfahrt je Monat, 

(2) Bei Benutzung eines nicht-öffentlichen Ver- 
kehrsmittels ist als Unkostenentschädigung der Be- 
trag zu zahlen, der nach Absatz 1 Satz l angefallen 
wäre. 


(3) Für Pendelfahrten zwischen Wohnort und 
Schulungsort wird höchstens der Betrag gewährt, 
der bei auswärtiger Unterbringung für Unterkunft 
und Verpflegung zu leisten wäre, es sei denn, daß 
wegen der Behinderung eine auswärtige Unterbrin- 
gung nicht möglich ist. 

(4) Kann wegen der Art und Schwere der Behin- 
derung ein regelmäßig verkehrendes öffentliches 
Beförderungsmittel nicht benutzt werden, so werden 
die notwendigen Kosten für ein anderes Beförde- 
rungsmittel in voller Höhe übernommen. 

(5) Fahrkosten nach den Absätzen 1 bis 4 können 
auch für eine Begleitperson gewährt werden, soweit 
die Begleitung erforderlich ist. 


§ 35 

Arbeitskleidung 

Die Kosten der Arbeitskleidung, die für die prak- 
tische Unterweisung notwendig ist, werden von der 
Bundesanstalt getragen, soweit diese dem Teil- 
nehmer von Dritten nicht zur Verfügung gestellt 
wird. 


§ 36 

Unterkunft und Verpflegung 

(1) Ist eine auswärtige Unterbringung oder im 
Ausnahmefall eine internatsmäßige Unterbringung 
am Wohnort des Teilnehmers notwendig, werden 
Kosten für Unterkunft und Verpflegung nach Maß- 
gabe der Absätze 2 und 3 von der Bundesanstalt 
getragen. 

(2) Kosten für die Unterkunft werden in voller 
Höhe getragen, wenn der Träger der Maßnahme im 
Einvernehmen mit dem Arbeitsamt die Unterkunft 
bereitstellt, ln den übrigen Fällen werden für die 
Unterkunft 120 DM monatlich gewährt. 

(3) Kosten für die Verpflegung werden nach Ab- 
zug eines Pauschales für häusliche Ersparnis, das bei 
Unterhaltsgeldbeziehern 

a) ohne Familienzuschlag 120 DM monatlich 

b) mit Familienzuschlag 60 DM monatlich 

beträgt, in voller Höhe getragen, wenn der Träger 
der Maßnahme im Einvernehmen mit dem Arbeits- 
amt die Verpflegung bereitstellt. In den übrigen 
Fällen werden Unterhaltsgeldbeziehern 

c) ohne Familienzuschlag 120 DM monatlich 

d) mit Familienzuschlag 180 DM monatlich 

gewährt. 


§ 37 

Kranken- und Unfallversicherung 

(1) Beziehern von Unterhaltsgeld sind nach den 
Vorschriften über die Krankenversicherung der Lei- 
stungsbezieher (§ 155 AFG) für den Fall der Krank- 
heit versichert. Für sonstige geförderte Teilnehmer, 
deren Krankenhilfe nicht anderweitig sichergestellt 
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ist, werden die notwendigen Kosten einer Ver- 
sicherung gegen Krankheit übernommen. 

(2) Für die Unfallversicherung der Teilnehmer 
gelten die Vorschriften der Reichsversicherungsord- 
nung (§ 165 AFG); im übrigen gilt Absatz 1 Satz 2 
entsprechend. 

§ 38 

Sonstige Kosten 

Sonstige Kosten werden ausnahmsweise von der 
Bundesanstalt getragen, wenn sie durch die Teil- 
nahme an einer Maßnahme unvermeidbar entstehen. 

§ 39 

Darlehen 

(1) In den Fällen des § 29 können anstelle der 
Zuschüsse nach den §§ 31 bis 37 zinslose Darlehen 
gewährt werden. Das Darlehen für den Lebens- 
unterhalt darf 120 DM wöchentlich für den Antrag- 
steller und 15 DM wöchentlich für Angehörige, für 
die im Falle des § 113 AP'G ein Fainilienzuschlag zu 
zahlen wäre, nicht übersteigen. Für die übrigen 
Kosten kann ein Darlehen bis zum Höchstbetrag der 
Zuschüsse gewährt werden. 

(2) Die Darlehen sind nach dem Ausscheiden des 
Darlehensnehmers aus der Maßnahme in einem an- 
gemessenen Zeitraum, längstens in acht Jahren zu 
tilgen. Es können bis zu zwei tilgungsfreie Jahre 
eingeräuint werden. 

(3) In Einzelfällen kann der Präsident des Landes- 
arbeitsaintes längere tilgungsfreie Zeiten und Til- 
gungszeiten einräumen. 

§ 40 

Einarbeitungszuschuß 

(1) Arbeitgebern kann ein Einarbeitungszuschuß 
gewährt werden, wenn sie behinderten Arbeitneh- 
mern, die zum Erreichen der vollen Leistungsfähig- 
keit notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fertig- 
keiten an einem Arbeitsplatz oder in einem Heim- 
arbeitsverhältnis vermitteln. 

(2) Die Höhe des Einarbeitungszuschusses richtet 
sich nach dem Unterschied zwischen der Minder- 
leistung des einzuarbeitenden Arbeitnehmers und 
der angestrebten vollen Leistung. 

(3) Ein Einarbeitungszuschuß kann auch im An- 
schluß an eine Maßnahme, die nach §§31 bis 38 ge- 
fördert wurde, gewährt werden, wenn zusätzliche 
Unterweisung notwendig ist. 

(4) Ein Einarbeitungszuschuß kann auch für eine 
Eingliederung in eine Werkstatt für Behinderte ge- 
währt werden; die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
gelten sinngemäß. 

(5) Während der Förderungszeit können Leistun- 
gen nach den §§ 41 bis 44 und 96 bis 98 nicht ge- 
währt werden. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 

Ausbildungszuschüsse an Arbeitgeber 

§ 41 

Förderungsfähige Ausbildungen 

(1) Förderungsfähig nach § 60 Abs. 1 AFG ist die 
betriebliche Ausbildung in den Berufen und Aus- 
bildungsverhältnissen des § 10 Nr. 1 und 2. 

(2) Als Ausbildung im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch die betriebliche Umschulung. 

§ 42 

Nichtförderungsfähige Ausbildungen 

Ein Ausbildungszuschuß wird nicht gewährt 

1. für eine Ausbildung außerhalb des Geltungsbe- 
reiches des AFG, 

2. für eine Ausbildung in einer Anstalt, einem 

Jleim, einer Rehabilitationsstätte oder einer 

gleichartigen Einrichtung. 

§ 43 

Höhe 

Der Ausbildungszuschuß soll die vom Arbeitgeber 
im letzten Ausbildungsjahr zu zahlende monatliche 
Ausbildungsvergütung nicht übersteigen. Die Höhe 
des Ausbildungszuschusses richtet sich nach Art und 
Schwere der Behinderung. 

§ 44 

Dauer der Förderung 

Für die Dauer der Förderung gilt § 14 entspre- 
chend. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Verfahren 

§ 45 

Antragstellung 

(1) Die Leistungen werden auf Antrag, frühestens 
vom Zeitpunkt der Antragstellung an, gewährt. Der 
Antrag soll rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme 
gestellt werden. Wird der Antrag innerhalb von 
drei Monaten nach Eintritt in die Maßnahme ge- 
stellt, so ist die Leistung unbeschadet der Regelung 
in Satz 1 vom Zeitpunkt des Eintritts an zu gewäh- 
ren. Für die Wahrung der Frist gilt die Willens- 
äußerung des Behinderten, die erkennen läßt, daß er 
an einer Maßnahme der beruflichen Bildung teil- 
nehmen will und Leistungen nach dieser Anordnung 
begehrt, als Antrag. 

i (2) Der Antrag auf Leistungen nach den §§ 9 bis 
I 39 ist bei dem Arbeitsamt zu stellen, in dessen Be- 
I zirk der Antragsteller wohnt. Liegt der Wohnort 
1 des Antragstellers nicht im Geltungsbereich des 
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AFG, so ist der Antrag bei dem Arbeitsamt einzu- 
reichen, in dessen Bezirk die Maßnahme durchge- 
führt wird. Wird der Antrag erst nach dem Eintritt 
in eine Maßnahme gestellt, kann er auch beim letzt- 
genannten Arbeitsamt eingereicht werden. Der Prä- 
sident der Bundesanstalt kann aus Zweckmäßig- 
keitsgründen eine abweichende Regelung treffen. 

I 

(3) Anträge auf Einarbeitungszuschuß nach § 40 j 
und auf Ausbildungszuschuß nach § 41 sind vom | 
Arbeitgeber bei dem Arbeitsamt zu stellen, in des- 
sen Bezirk der Betrieb seinen Sitz hat. 

(4) Werden die für die Entscheidung erforder- 
lichen Unterlagen nicht innerhalb von drei Mona- 
ten nach dem Eintritt in die Maßnahme, oder wenn 
der Antrag erst nach dem Eintritt in die Maßnahme 
gestellt wird, nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Aushändigung des Antragsvordruckes beim 
zuständigen Arbeitsamt eingereicht, sind Leistungen 
für die zurückliegende Zeit nur zu gewähren, wenn 
der Antragsteller die Verspätung nicht zu vertreten 
hat. 

§ 46 

Entscheidung über die Berufsausbildungsbeihilfe, 
Angabepflicht 

(1) Uber den Antrag auf Berufsausbildungsbeihilfe 
entscheidet der Direktor des Arbeitsamtes, in des- 
sen Bezirk sich die Ausbildungsstätte befindet oder 
die Maßnahme durchgeführt wird. 

(2) Bei der Bewilligung von Berufsausbildungs- 
beihilfe sind die wirtschaftlichen Verhältnisse maß- 
gebend, die zur Zeit den Antragstellung nachweis- 
bar sind. Die Berufsausbildungsbeihilfe wird in der 
Regel für einen Zeitabschnitt von zwölf Monaten 
bewilligt und monatlich im voraus gezahlt. 

(3) Für die Weiterbewilligung ist das Arbeits- 
amt zuständig, das bisher die Berufsausbildungsbei- 
hilfe gewährt hat. 

(4) Der Präsident der Bundesanstalt kann aus 
Zweckmäßigkeitsgründen eine von den Absätzen 1 
bis 3 abweichende Zuständigkeitsregelung treffen. 

(5) Für die Eltern und den Ehegatten des auszu- 
bildenden Behinderten gelten die §§ 142 und 148 
AFG entsprechend. 

§ 47 

Entscheidung über eine Fortbildungs- 
oder Umschulungsmaßnahme 

(1) Der Direktor des Arbeitsamtes, bei dem der 
Antrag gestellt wurde (§ 45 Abs. 2), entscheidet 
über die Förderung dem Grunde nach. Er entschei- 
det auch bei Maßnahmen, die im Fernunterricht oder 
wechselnd an verschiedenen Orten durchgeführt 
werden. Das gleiche gilt, wenn bereits bei der An- 
tragstellung feststeht, daß die Förderungsvoraus- 
setzungen nicht erfüllt sind. 

(2) Der Direktor des Arbeitsamtes, in dessen Be- 
zirk die Maßnahme durchgeführt wird, prüft, ob 
die Voraussetzungen nach § 27 Abs. 1 und 2 erfüllt 


sind. Er entscheidet über die Förderung der Höhe 
nach; dabei ist er an die Feststellungen, die der Ent- 
scheidung nach Absatz 1 zugrunde liegen, gebunden. 

(3) Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit 
kann aus Zweckmäßigkeitsgründen eine von den 
Absätzen 1 und 2 abweichende Ziiständigkeitsrege- 
lung treffen. 

(4) Bei Maßnahmen, die im Fernunterricht durch- 
geführt werden, entscheidet der Präsident der Bun- 
desanstalt für Arbeit, ob die Voraussetzungen nach 
§ 27 Abs. 1 und 2 erfüllt sind. 

(5) In den Fällen des § 27 Abs. 3 entscheidet der 
Präsident der Bundesanstalt für Arbeit, in den Fäl- 
len des § 24 Abs. 2 der Präsident des Landesarbeits- 
amtes über die Förderung. 

(6) über Anträge auf Einarbeitungszuschuß (§ 40) 
entscheidet der Direktor des Arbeitsamtes, in des- 
sen Bezirk der Betrieb seinen Sitz hat. 

§ 48 

Auszahlung der Leistungen bei einer 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahme 

(1) Werden Kosten von der Bundesanstalt für 
Arbeit nicht unmittelbar getragen, so sind die ent- 
sprechenden Leistungen an den Berechtigten auszu- 
zahlen. Leistungen nach den §§ 34, 36, 37 und 39 
sind monatlich im voraus auszuzahlen. Leistungen 
nach den §§ 32, 33, 35, 38 und 40 sind jeweils dann 
auszuzahlen, wenn dem Berechtigten die Kosten 
entstehen und die regelmäßige Teilnahme am Un- 
terricht nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird. 

(2) Bei der Auszahlung des Unterhaltsgeldes sind 
§ 122 AFG und die dazu ergangenen Vorschriften 
entsprechend anzuwenden; Absatz 1 Satz 3 letzter 
Halbsatz gilt entsprechend. 

(3) Die Auszahlung der Leistungen ist ausge- 
schlossen, wenn der Teilnehmer die für die Auszah- 
lung erforderlichen Unterlagen aus Gründen, die er 
zu vertreten hat, nicht innerhalb von sechs Mona- 
ten seit seinem Ausscheiden aus der Maßnahme 
beim Arbeitsamt einreicht. Für das Unterhaltsgeld 
gilt § 124 AFG entsprechend. 


DRITTER ABSCHNITT 

Förderung von Einrichtungen zur beruflichen 
Rehabilitation 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Einrichtungen zur beruflichen Ausbildung, 
Fortbildung und Umschulung Behinderter 

§ 49 

Förderungsfähige Einrichtungen 

(1) Die Bundesanstalt kann Zuwendungen gewäh- 
ren für bestehende oder neu zu errichtende Einrich- 
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tungen, die der Ausbildung, Fortbildung oder Um- 
schulung Behinderter dienen und zusätzlich über die 
notwendige Ausstattung zur begleitenden medizi- 
nischen Behandlung und Betreuung Behinderter ver- 
fügen. 

(2) Gefordert werden können auch Einrichtungen, 
die im Anschluß oder neben der medizinischen 
Phase der Rehabilitation zeitgerechte Maßnahmen 
zur Vorbereitung der beruflichen Bildung Behinder- 
ter durchführen; in diesen Einrichtungen werden 
jedoch nur die berufbezogenen Bereiche gefördert. 

§ 50 

Förderungsvoraussetzungen 

(1) Die Förderung der Einrichtung setzt voraus, 
daß die Bildungsmaßnahmen nach Dauer, Gestaltung 
der Lehrpläne, Unterrichtsmethode sowie Ausbil- 
dung und Berufserfahrung des Leiters und der Lehr- 
kräfte eine erfolgreiche berufliche Bildung erwar- 
ten lassen und die Teilnahmebedingungen angemes- 
sen sind. 

(2) Die Förderung setzt voraus, daß der Bundes- 
anstalt ein hinreichender Einfluß auf die Tätigkeit 
der Einrichtung eingeräumt wird. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Werkstätten und entsprechende Arbeitsplätze 
für Behinderte 

§51 

Förderungsfähige Einrichtungen 

(1) Förderungsfähig nach § 61 AFG sind Werk- 
stätten für Behinderte, die Arbeitsplätze solchen 
Personen bieten, die wegen ihrer Behinderung nicht, 
noch nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemei- 
men Arbeitsmarkt tätig sein können. 

(2) Förderungsfähig sind auch Einrichtungen in 
Betrieben der Wirtschaft, die den Werkstätten im 
Sinne des Absatzes 1 entsprechen. 

(3) Vorrangig gefördert werden Werkstätten, die 
wegen ihres Standorts, ihrer Größe sowie der be- 
sonderen personellen und sachlichen Ausstattung 
als beispielgebend anzusehen sind. Sie sollen inner- 
halb ihres Einzugsbereiches mindestens 120 Arbeits- 
plätze umfassen; es genügt, daß diese Zahl im End- 
ausbau gewährleistet ist. Als Arbeitsplätze gelten 
auch Plätze zur Anlernung oder Ausbildung der Be- 
hinderten. 

(4) Gefördert werden können auch Nebeneinrich- 
tungen bei Werkstätten nach Absatz 1 und 3, bei- 
spielsweise Wohnheime, Küchen- und Wirtchafts- 
gebäude, Wohnungen für das Werkstattpersonal, 
wenn ohne derartige Einrichtungen die Eingliede- 
rung der Behinderten nicht erreicht werden kann 
und die Kosten in angemessenem Verhältnis zur 
Zahl der Arbeitsplätze stehen. Die Förderung nach 
der Anordnung zu § 55 Abs. 2 AFG ist vorrangig. 


§ 52 

Förderungsvoraussetzungen 

(1) Die Werkstätten müssen dem Leistungsver- 
mögen der Behinderten angemessene Arbeitsplätze 
anbieten und darauf ausgerichtet sein, 

1. Behinderte für eine Eingliederung in den allge- 
meinen Arbeitsmarkt vorzubereiten oder 

2. Behinderte auf Dauer zu beschäftigen. 

(2) Die Werkstätten müssen es den Behinderten 
ermöglichen, 

1. ihre Leistungsfähigkeit zu entwickeln, zu verbes- 
sern oder wiederzugewinnen, 

2. eine wirtschaftlich verwertbare Arbeitsleistung 
bei mindestens 30 Wochenstunden zu erbringen, 

3. ein angemessenes Arbeitsentgelt zu erreichen. 

(3) Die Werkstätten sollen allen Behinderten un- 
abhängig von der Art der Behinderung offenstehen, 
soweit nicht in Ausnahmefällen wegen Art und 
Schwere der Behinderung etwas anderes geboten 
ist. 

§ 53 

Anforderung an die Ausstattung 

(1) Die Arbeitsplätze in den Werkstätten müssen 
nach ihrer Gestaltung einen wirtschaftlichen Ar- 
beitsablauf ermöglichen. Sie müssen den Verhältnis- 
sen in den Betrieben der Wirtschaft nahekommen 
lind die Behinderten befähigen, eine vollwertige 
Eingliederung in Arbeit und Beruf zu erreichen. 

(2) Die Werkstätten müssen 

1. mit geeigneten Werkzeugen und Maschinen aus- 
gestattet sein, 

2. betriebsnahe Arbeitsbedingungen bieten, 

3. wirtschaftliche Arbeitsergebnisse anstreben und 

4. über eine zeitgemäße Betriebsorganisation ver- 
fügen und den technischen Fortschritt berücksich- 
tigen. 

§ 54 

Anforderungen an das Personal 

Die Tätigkeit in den Werkstätten muß unter Auf- 
sicht von Fachkräften ausgeübt werden. Die Fach- 
kräfte müssen über die nach den besonderen Belan- 
gen der Behinderten notwendige berufliche und päd- 
agogische Ausbildung und Berufserfahrung verfü- 
gen. Eine ausreichende ärztliche und fürsorgerische 
Betreuung der Behinderten ist sicherzustellen. 

§ 55 

Organisationsform 

Die Organisationsform der Werkstatt muß ge- 
währleisten, daß in erster Linie den berechtigten 
Belangen der Behinderten Rechnung getragen wird. 
Auf eine Mitarbeit von Organisationen der Beschä- 
digten und Behinderten, Elternverbänden und der 
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Organisationen der Wirtschaft ist hinzuwirken. Der 
Bundesanstalt ist ein hinreichender Einfluß einzu- 
räumen. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften über Art und Höhe 
der Zuwendungen und das Verfahren 

§ 56 

Kann-Leistungen 

(1) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht 
nicht. 

(2) Zuwendungen (§ 58 Abs. 1 und 2) können nur 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel bewil- 
ligt werden. 

§ 57 

Eigenbeteiligung 

Der Umfang der Eigenbeteiligung (§ 50 Abs. 2 
Nr. 1 AEG) ist nach Lage des Einzelfalles zu bemes- 
sen. 

§ 58 

Art und Höhe der Zuwendung 

(1) Zuwendungen können als Darlehen, Zinszu- 
schüsse zur Verbilligung von Fremdmitteln oder als 
andere Zuschüsse gewährt werden. 

(2) Für Bauinvestitionen sollen in der Regel Dar- 
lehen oder Zinszuschüsse gewährt werden. 

(3) Die Höhe der Zuwendung ist nach Lage des 
Einzelfalles zu bemessen. Dabei sollen Zuwendun- 
gen für Bauinvestitionen in der Regel 50 v. H. der 
Gesamtkosten nicht übersteigen. Zinszuschüsse wer- 
den dabei als Zuwendungen in Höhe eines ver- 
gleichbaren zinsverbilligten Darlehens gerechnet. 
Soweit für Bauinvestitionen ein Zuschuß gewährt 
wird, soll dieser 30 v. H. der Gesamtkosten nicht 
übersteigen. 

§ 59 

V erwendungsz weck 

(1) Zuwendungen für Ausstattungsgegenstände, 
die Ersatzbeschaffungen sind, können gewährt wer- 
den, wenn die Fortführung einer Maßnahme auf 
andere Weise nicht gewährleistet ist. 

(2) Die Förderung der Unterhaltung setzt voraus, 
daß an ihr oder den darin durchgeführten Maßnah- 
men ein besonderes arbeitsmarkt- und sozialpoli- 
tisches Interesse besteht. Diese Förderung kann 
über einen Zeitraum von 5 Jahren hinaus nur ge- 
währt werden, wenn sich der Träger der Einrichtung 
oder Maßnahme einer Prüfung durch eine von der 
Bundesanstalt zu benennende unabhängige Stelle 
unterwirft. 

(3) Für vorbereitende Maßnahmen der beruflichen 
Bildung, die in förderungsfähigen oder für förde- 


rungsfähige Einrichtungen (§ 49) durchgeführt wer- 
den, können Zuschüsse gewährt werden. Als Maß- 
nahmen im Sinne des Satzes 1 gelten: 

1. Entwicklung von Lehrgängen, Lehrprogrammen, 
Lehrmethoden sowie sonstige Vorbereitungs- 
und Koordinierungsarbeiten, die erforderlich 
sind, um Maßnahmen der beruflichen Bildung zu 
ermöglichen, zu vereinheitlichen oder weiterzu- 
entwickeln, 

2. Entwicklung und Fertigung von Fernunterrichts- 
mitteln. 

§ 60 

Darlehensbedingungen 

(1) Die Darlehen sind jährlich mit 2 v. H. zu verzin- 
sen und 

1. bei Finanzierung von Bauinvestitionen mit min- 
destens 4 V. H. unter Zuwachs der eingesparten 
Zinsen, 

2. bei Finanzierung von Ausstattungsinvestitionen 
mit mindestens 10 v. H. unter Zuwachs der ein- 
gesparten Zinsen 

zu tilgen. 

Es können bis zu zwei tilgungsfreie Jahre vorge- 
schaltet werden. 

(2) Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit 
kann im besonderen Einzelfall und zur Vermeidung 
unbilliger Härten Ausnahmen von Absatz 1 mit Zu- 
stimmung des Vorstands der Bundesanstalt für Ar- 
beit zulassen; der Verwaltungsrat der Bundesanstalt 
für Arbeit ist zu unterrichten. 

§ 61 

Anzeige 

Zuständig für die Entgegennahme der Anzeige 
nach § 50 Abs. 5 AFG ist der Präsident des Landes- 
arbeitsamtes, in dessen Bezirk die Einrichtung be- 
steht oder errichtet werden soll. 

§ 62 

Antragstellung 

(1) Zuwendungen werden nur auf Antrag ge- 
währt. Eine nach § 50 Abs. 5 AFG erstattete Anzeige 
ersetzt nicht den Antrag nach Satz 1. 

(2) Zuwendungen dürfen nur gewährt werden 

1. für Bauinvestitionen, wenn bei Antragstellung 
mit dem Bau noch nicht begonnen wurde, 

2. für Ausstattimgsgegenstände, wenn diese bei 
Antragstellung noch nicht bestellt sind, 

3. für Maßnahmen nach § 59 Abs. 3, wenn bei An- 
tragstellung Verpflichtungen bezüglich der Auf- 
wendungen, für die eine Förderung beantragt 
wird, noch nicht eingegangen sind. 

ln besonders begründeten Fällen sind Ausnahmen 
zulässig. 
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(3) Zuwendungen für die Unterhaltung einer Ein- 
richtung nach § 50 Abs. 1 Satz 2 AFG dürfen nur 
gewährt werden, wenn der Antrag vor Beginn des 
Zeitraumes, für den die Förderung beantragt wird, 
gestellt wurde, ln besonders begründeten Fällen 
sind Ausnahmen zulässig. 

(4) Der Antrag ist bei dem Arbeitsamt einzurei- 
chen, in dessen Bezirk die Einrichtung besteht oder 
errichtet werden soll. 

§ 63 

Entscheidung über die Anträge 

(1) über die Anträge entscheidet der Präsident 
der Bundesanstalt. Er kann diese Befugnis auf die 
Leiter der nachgeordneten Dienststellen übertragen. 

(2) ]n den Fällen der § 50 Abs. 1 Satz 2 und § 52 
AFG bedarf es der Einwilligung des Vorstandes. 
Der Verwaltungsrat ist zu unterrichten. 

§ 64 

Bewilligung und Überwachung 

Soweit in dieser Anordnung nichts anderes be- 
stimmt ist, sind der Bewilligung und Zahlung sowie 
der Abwicklung der Zuwendungen die „Bestimmun- 
gen der Bundesanstalt für Arbeit nach § 64 a Abs. 1 
RHO für die Bewilligung und Überwachung von Zu- 
wendungen an Stellen außerhalb der Bundesanstalt 
(Zuwendungsbestimmungen, der BA)'" vom 19. Sep- 
tember 1969 zugrunde zu legen. 


VIERTER ABSCHNITT 

Förderung der Arbeitsaufnahme Behinderter 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 65 

Personenkreis 

(1) Nach dieser Anordnung können gefördert wer- 
den: 

1. beim Arbeitsamt arbeitsuchend gemeldete und 
sonstige arbeitsuchende Behinderte (Bewerber 
im Sinne der Anordnung), wenn an deren Förde- 
rung ein sozialpolitisches Interesse besteht, 

2. Behinderte, die vor Antritt einer Arbeits- oder 
Berufsausbildungsstelle an einer Maßnahme zur 
Förderung der beruflichen Bildung teilnehmen, 
soweit ihnen nicht auf Grund anderer Bestim- 
mungen dieser Anordnung Leistungen zu gewäh- 
ren sind, 

3. behinderte Berufsanwärter, die von einer Dienst- 
stelle der Bundesanstalt in ein Ausbildungsver- 
hältnis vermittelt werden, soweit ihnen nicht 


auf Grund anderer Bestimmungen dieser Anord- 
nung Leistungen zu gewähren sind, 

wenn sie zum Personenkreis des § 40 Abs. 2 AFG 
gehören. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für sonstige nicht- 
deutsche Behinderte, die sich rechtmäßig im Inland 
aufhalten, wenn an ihrer Förderung ein besonderes 
arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht. 

§ 66 

Familienangehörige 

Familienangehörige im Sinne der Anordnung sind 
die Angehörigen nach § 113 Abs. 1 AFG sowie son- 
stige Verwandte, die der Antragsteller in seine 
häusliche Gemeinschaft aufgenommen hat und de- 
nen er zum Unterhalt verpflichtet ist oder denen er 
j überwiegend Unterhalt gewährt. 

§ 67 

Art der Gewährung 

(1) Die Leistungen können als Zuschuß oder als 
^ zinsloses Darlehen oder als Zuschuß und zinsloses 
! Darlehen gewährt werden. 

(2) Die Leistungen sind in der Regel als Zuschuß 
zu gewähren. Sie sollen nur dann als Darlehen ge- 
währt werden, wenn die Rückzahlung zumutbar ist 
und keinen unverhältnismäßig hohen Verwaltungs- 

j oder Kostenaufwand erfordert. 

(3) Ein Darlehen kann nachträglich ganz oder 
teilweise in einen Zuschuß umgewandelt werden, 
wenn sich erst später ergibt, daß die Voraussetzun- 
gen für einen Zuschuß bereits zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über die Leistungen Vorgelegen oder 
wenn sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Dar- 
lehensnehmers erst später erheblich verschlechtert 
haben. 

(4) Die Leistungen können unter Auflagen oder 
Bedingungen gewährt werden. 

§ 68 

Antragstellung 

(1) Die Leistungen werden auf Antrag gewährt. 
Dieser ist vor Eintritt des Ereignisses zu stellen, das 
die Gewährung der Leistung begründet. 

(2) ln begründeten Fällen kann der Antrag noch 
innerhalb von drei Monaten nach dem Eintritt des 
Ereignisses nachgeholt werden, ln diesen Fällen 
kann die Leistung rückwirkend für den Zeitraum 
nach Eintritt des Ereignisses gewährt werden. 

(3) Die Frist nach Absatz 2 kann in begründeten 
Einzelfällen verlängert werden, um unbillige Här- 
ten zu vermeiden. Die Entscheidung trifft der Präsi- 
dent des Landesarbeitsamtes. 
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§ 69 

Zuständigkeit 

(1) Soweit die Anordnung nichts anderes be- 
stimmt, ist für die Gewährung der Leistungen zu- 
ständig: 

1. bei Umzugskosten und Trennungsbeihilfen das 
Arbeitsamt des Wohnorts der Familienangehöri- 
gen, bei Alleinstehenden das Arbeitsamt des bis- 
herigen Wohnortes, 

2. bei Eingliederungsbeihilfen das Arbeitsamt, in 
dessen Bezirk der Betrieb seinen Sitz hat, 

3. bei den übrigen Leistungen das Arbeitsamt des 
Wohnortes des Antragstellers. 

(2) Der Präsident der Bundesanstalt kann im Ein- 
zelfall ein anderes Arbeitsamt für zuständig erklä- 
ren. 

§ 70 

Leistungsempfänger 

Die Leistungen sind dem Antragsteller zu gewäh- 
ren; sie können auch an Dritte ausgezahlt werden, 
wenn den Umständen nach davon auszugehen ist, 
daß der Leistungszweck sonst nicht erreicht würde. 

§ 71 

Versagung 

Leistungen sollen nicht an Behinderte gewährt 
werden, die mit der Tilgung von Darlehen in Ver- 
zug sind, die nach dem AFG gewährt wurden. 

§ 72 

Rückforderung 

Die Leistungen sind außer in den Fällen des § 152 
AFG auch dann zurückzufordern, wenn 

1 . die Arbeitsaufnahme durch vorsätzliches oder 
grobfahrlässiges Verhalten des Behinderten nicht 
zustande gekommen ist, oder 

2. das Arbeitsverhältnis wegen eines vorsätzlichen 
oder grobfahrlässigen Verhaltens des Empfän- 
gers (Behinderten) gelöst worden ist und der 
Behinderte innerhalb der ersten drei Monate 
nach der Arbeitsaufnahme Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe erhält. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Leistungen für eine Arbeitsaufnahme 
Behinderter im Inland 

§ 73 

Leistungsarten 

Für eine Arbeitsaufnahme im Inland können nach 
Maßgabe der §§ 74 bis 93 folgende Leistungen ge- 
währt werden: 


1. Bewerbungskosten (§ 74), 

2. Reisekosten (§§ 75 bis 77), 

3. Umzugskosten (§§ 78 und 79), 

4. Arbeitsausrüstung (§ 80), 

5. Trennungsbeihilfe (§§ 81 bis 83), 

b. Uberbrückungsbeihilfe (§ 84), 

7. Kosten für sonstige Hilfen (§§ 85 bis 93). 

§ 74 

Bewerbungskosten 

(1) Als Bewerbungskosten nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 
AFG können insbesondere die Kosten für die An- 
fertigung und Versendung von Bewerbungsunterla- 
gen übernommen werden. 

(2) Für einen Antragsteller sollen innerhalb von 
sechs Monaten nicht mehr als 400 DM gewährt wer- 
den. 

(3) In begründeten Einzelfällen können bis zu 
600 DM gewährt werden, um unbillige Härten zu 
vermeiden. Die Entscheidung trifft der Präsident des 
Landesarbeitsamtes oder der Direktor der Zentral- 
stelle für Arbeitsvermittlung. 

(4) Der Präsident des Landesarbeitsamtes kann 
die Befugnis nach Absatz 3 auf die Direktoren der 
Arbeitsämter übertragen, denen besondere Fachver- 
mittlungsstellen zugeordnet sind. 

§ 75 

Reisekosten 

(1) Als Reisekosten nach § 53 Abs. 1 Nr. 2 AFG 
können die notwendigen Fahr-, Verpflegungs- und 
Ubernachtungskosten gewährt werden, die entste- 
hen anläßlich 

1. einer Arbeits- oder Berufsberatung, Eignungsun- 
tersuchung oder ärztlichen Untersuchung, soweit 
diese zur Durchführung der Aufgaben der Ar- 
beitsvermittlung oder der Berufsberatung erfor- 
derlich sind, 

2. einer persönlichen Vorstellung, wenn diese zur 
Erlangung einer Arbeits- oder Berufsausbii- 
dungsstelle zweckmäßig ist, 

3. der Anreiz zur Aufnahme einer auswärtigen Ar- 
beit oder Berufsausbildung oder zur Teilnahme 
an einer Maßnahme nach § 65 Abs. 1 Nr. 2, wenn 
ein Wechsel des Aufenthaltsortes erforderlich 
ist, 

4. einer Rückreise, die vor oder innerhalb von 
sechs Wochen nach der Aufnahme der auswärti- 
gen Arbeit oder vierzehn Wochen nach der Auf- 
nahme der auswärtigen Berufsausbildung ange- 
treten wird, wenn die Arbeit oder Berufsausbil- 
dung ohne Verschulden des Behinderten nicht 
angetreten oder fortgeführt werden kann und 
eine anderweitige zumutbare Vermittlung durch 
das Aufnahmearbeitsamt nicht möglich ist. 
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(2) Es werden die Fahrkosten der niedrigsten 
Klasse des zweckmäßigsten, regelmäßig verkehren- 
den öffentlichen Beförderungsmittels übernommen. 
Mögliche Fahrpreisvergünstigungen sind zu berück- 
sichtigen. Das gilt auch bei der Benutzung eines 
nichtöffentlichen Verkehrsmittels. § 34 Abs. 4 gilt 
entsprechend. 

(3) Für die Kosten der Verpflegung und Über- 
nachtung wird ein Tage- und Übernachtungsgeld 
gewährt. Die Höhe richtet sich nach der Reiseko- 
stenstufe A für Bundesbeamte. 

§ 76 

Begleitpersonen 

Reisekosten können auch übernommen werden 
für 

1. Begleitpersonen, wenn die Begleitung erforder- 
lich ist, 

2. Reisebegleiter bei Sammelfahrten zur Arbeits- 
aufnahme an einem auswärtigen Arbeitsort. 

§ 77 

Fahrkostenbeihilfe 

(1) Nach § 53 Abs. 1 Nr. 2 AFG können auch 
Kosten für die tägliche Hin- und Rückfahrt zwischen 
Wohnung und Arbeitsstelle übernommen werden, 
wenn die Unterbringung des Behinderten unter den 
üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes erschwert 
ist. 

(2) Die Fahrkosten können ganz oder teilweise 
übernommen werden. § 75 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) Die Leistung soll nicht länger als zwei Jahre 
gewährt werden, ln begründeten Einzelfällen kann 
die Leistung länger gewährt werden. Die Entschei- 
dung trifft der Präsident des Landesarbeitsamtes. 

§ 78 

Umzugskosten 

Als Umzugskosten nach § 53 Abs. 1 Nr. 2 AFG 
können ganz oder teilweise übernommen werden: 

1. Kosten für den zweckmäßigsten Transport des 
Hausrates, 

2. eine Einrichtungsbeihilfe in Höhe von 350 DM 
für Alleinstehende und 600 DM für Verheiratete; 
die Sätze erhöhen sich für jeden Familienange- 
hörigen um weitere 100 DM, 

3. Reisekosten für die Reise des Behinderten und 
der Familienangehörigen, soweit diese zur Fort- 
setzung der häuslichen Gemeinschaft an den Ar- 
beitsort niitreisen oder folgen, 

wenn der Umzug wegen der auswärtigen Arbeits- 
aufnahme erforderlich ist. 


j § 79 

Ausschluß 

I Umzugskosten dürfen nicht gewährt werden, 
j wenn der Umzug später als drei Jahre nach Auf- 
nahme einer auswärtigen Arbeit stattfindet, ln be- 
gründeten Einzelfällen kann diese Frist verlängert 
werden, um unbillige Härten zu vermeiden. Die Ent- 
scheidung trifft der Präsident des Landesarbeitsam- 
tes. 

§ 80 

, Arbeitsausrüstung 

(1) Nach § 53 Abs. 1 Nr. 3 AFG können Kosten für 
die notwendige Arbeitsausrüstung übernommen 
werden, wenn die Arbeitsausrüstung üblicherweise 
vom Arbeitnehmer zu stellen ist. 

(2) Arbeitsausrüstung umfaßt Arbeitskleidung und 
Arbeitsgerät. 

! (3) Für Arbeitskleidung können bis zu 400 DM 

j und für Arbeitsgeräte bis zu 600 DM übernommen 
I werden. 

(4) Die Beträge nach Absatz 3 können in begrün- 
deten Einzelfällen bis zur doppelten Höhe gewährt 
werden, um unbillige Härten zu vermeiden. Die 
Entscheidung trifft der Präsident des Landesarbeits- 
amtes. 

' § 81 

I 

I Trennungsbeihilfe, Umfang der Leistung 

i (1) Die Trennungsbeihilfe nach § 53 Abs. 1 Nr. 4 
I AFG kann bis zu einer Bezugsdauer von zwei Jahren 
; seit der erstmaligen Aufnahme einer auswärtigen 
I Arbeit gewährt werden. 

(2) Die Trennungsbeihilfe kann erneut gewährt 
werden, wenn die Bezugsdauer nach Absatz 1 ver- 
braucht und seit dem letzten Tag, für den Trennungs- 
beihilfe gewährt worden ist, ein Jahr verstrichen ist. 

(3) In begründeten Einzelfällen kann die Einjah- 
I resfrist nach Absatz 2 unterschritten werden, um 
i unbillige Härten zu vermeiden. Die Entscheidung 
i trifft der Präsident des Landesarbeitsamtes. 

(4) Die Höhe der Trennungsbeihilfe richtet sich 
I nach dem Arbeitsentgelt nach Maßgabe der dieser 

Anordnung beigefügten Tabelle. Wird der niedrigste 
Tabellensatz unterschritten, entfällt die Trennungs- 
beihilfe für den jeweiligen Abrechnungszeitraum. 
In begründeten Einzelfällen kann von der in der 
Tabelle vo-rgesehenen Kürzung abgesehen werden, 
um unbillige Härten zu vermeiden. Die Entscheidung 
trifft der Präsident des Landesarbeitsamtes. 

I 

I § 82 

Antragstellung 

j (1) Die Trennungsbeihilfe kann bis zum Ablauf 
I von drei Monaten seit Aufnahme einer auswärtigen 
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Arbeit beantragt werden. Die Frist kann in begrün- 
deten Einzelfällen verlängert werden, um unbillige 
Härten zu vermeiden. 

(2) Die Trennungsbeihilfe kann für höchstens 
einen Monat vor Eingang des Antrags beim Arbeits- 
amt rückwirkend gewährt werden. 

§ 83 

Nachweis 

(1) Der Antragsteller hat den ersten Nachweis 
über sein Bruttoarbeitsentgelt dem Arbeitsamt un- 
verzüglich einzureichen. Die weiteren Nachweise 
sollen in vierwöchigen oder einmonatigen Abstän- 
den eingereicht werden. 

(2) Die Trennungsbeihilfe kann nach Eingang des 
Nachweises rückwirkend für höchstens drei Monate, 
jedoch nicht über den Zeitpunkt nach § 82 Abs. 2 
hinaus, gezahlt werden. 

§ 84 

Überbrückungsbeihilfe 

(1) Uberbrückungsbeihilfe nach § 53 Abs. 1 Nr. 5 
AEG kann gewährt werden, um bei Arbeitsaufnahme 
den Lebensunterhalt des Behinderten und seiner 
Familienangehörigen bis zur ersten vollen Lohn- 
oder Gehaltszahlung sicherzustellen und die Bestrei- 
tung von Aufwendungen zu ermöglichen, die mit der 
Arbeitsaufnahme in Zusammenhang stehen. 

(2) Die Überbrückungsbeihilfe wird für 

1. den Lebensunterhalt bis zur Höhe von 220 DM 
wöchentlich, 

2. sonstige Aufwendungen bis zu einer Gesamthöhe 
von 250 DM 

gewährt, 

(3) Als Zuschuß dürfen für ein Arbeitsverhältnis 
nicht mehr als 600 DM gewährt werden. 

(4) ln begründeten Einzelfällen kann ein Zuschuß 
bis zu 1000 DM gewährt werden, um unbillige Här- 
ten zu vermeiden. Die Entscheidung trifft der Präsi- 
dent des Landesarbeitsamtes. 

§ 85 

Sonstige Hilfen 

Als Llilfen nach § 53 Abs. 1 Nr. 7 AFG können 
gewährt werden: 

1. Übernahme von Kosten für 

a) Beförderungsmittel, 

b) den Erwerb des Führerscheins, 

c) orthopädische Hilfsmittel, 

d) Hilfsmittel, die das Erscheinungsbild des An- 
tragstellers verbessern, 


e) technische Arbeitshilfen, 

soweit nicht andere Träger hierfür zuständig 
sind; 

2. Ersatz des Verdienstausfalles; 

3. Übergangshilfe; 

4. Vorleistungen. 

§ 86 

Beförderungsmittel 

(1) Kosten für den Erwerb eines zweckmäßigen 
Beförderungsmittels können bei angemessener 
Eigenbeteiligung übernommen werden, wenn der 
Antragsteller für die tägliche Fahrt zwischen Woh- 
nung und Arbeitsstelle oder Schulungsort wegen 
Art und Schwere der Behinderung auf ein eigenes 
Fahrzeug angewiesen ist. 

(2) Von den Beschaffungskosten werden in der 
Regel zwei Drittel als Zuschuß und der Rest als 
Darlehen gewährt. 

(3) Der Einbau besonderer technischer Ausstat- 
tung, der aus der Behinderung begründet ist, kann 
ganz oder teilweise als Zuschuß übernommen wer- 
den. 

(4) Behinderten, die in Einrichtungen nach § 51 
beschäftigt sind und ein geringes Einkommen er- 
zielen, kann ein angemessenes Kilometergeld für die 
Fahrt zürn Arbeitsplatz gewährt werden. Die Förde- 
rung ist längstens für die Dauer von fünf Jahren 
möglich. § 22 ist anzuwenden. 

§ 87 

Führerschein 

ln den Fällen des § 86 Abs. 1 können zu den 
Kosten, die durch den Erwerb des Führerscheins ent- 
stehen, Zuschüsse bis zu zwei Drittel und für den 
Rest Darlehen gewährt werden. 

§ 88 

Orthopädische Hilfsmittel 

(1) Kosten, für orthopädische Hilfsmittel können 
ganz oder teilweise übernommen werden, wenn sie 
für die Berufsausübung oder die Teilnahme an Maß- 
nahmen der beruflichen Bildung erforderlich sind 
und sie nicht allein der allgemeinen Lebenshilfe 
dienen. 

(2) Hilfsmittel im Sinne des Absatzes 1 sind auch 
notwendige Geräte, die dem Behinderten eine er- 
höhte Sicherheit auf dem Wege vom und zum 
Arbeitsplatz und am Arbeitsplatz erreichen lassen. 

§ 89 

Hilfsmittel 

Kosten für Hilfsmittel nach § 85 Nr. 1 Buchstabe d 
können ganz oder teilweise übernommen werden. 
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wenn sie wegen Behinderung für die Berufsaus- 
übung notwendig sind. 

§ 90 

Technische Arbeitshilfen 

(1) Für technische Arbeitshilfen können Zuschüsse 
ganz oder teilweise gewährt werden. 

(2) Für technische Arbeitshilfen, die in das Eigen- 
tum des Arbeitgebers übergehen, sind in der Regel 
Darlehen zu gewähren; die Bestimmungen der § 12 
Abs. 4 und § 21 Abs. 3 des Schwerbeschädigtenge- 
setzes in der Fassung vom 14. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1233) oder andere entsprechende Vor- 
schriften bleiben unberührt. 

§ 91 

Verdienstausfall 

Ein unvermeidbarer Verdienstausfall, der anläß- 
lich einer Arbeits- oder Berufsberatung, Eignungs- 
untersuchung oder ärztlichen Untersuchung entsteht, 
zu der eine Dienststelle der Bundesanstalt für Arbeit 
eingeladen hat, kann ganz oder teilweise ersetzt 
werden. 

§ 92 

Übergangshilfe 

(1) Die Übergangshilfe kann zum Ausgleich höhe- 
rer Mietkosten bei einem erforderlichen Wohnort- 
wechsel bis zur Höhe von 100 DM monatlich für 
höchstens ein Jahr gewährt werden. 

(2) Übergangshilfen für die Beschaffung oder den 
Ausbau von Wohnungen bis zu 2000 DM können 
gewährt werden, wenn die Notwendigkeit der 
Wohnraumbeschaffung mit der Erlangung eines 
Arbeitsplatzes zusammenhängt und wenn die Woh- 
nung mit Rücksicht auf Art und Schwere der Be- 
hinderung besonderer Ausstattung oder baulicher 
Änderung bedarf. Der Präsident des Landesarbeits- 
amtes kann in begründeten Einzelfällen Leistungen 
bis zu 3000 DM gewähren. Die Leistungen können 
bis zur Hälfte als Zuschuß gewährt werden. 

(3) Übergangshilfe darf nicht gewährt werden, 
wenn der Wohnortwechsel später als drei Jahre nach 
Aufnahme der auswärtigen Arbeiten stattfindet. 

§ 93 

Vorleistung 

(1) Soweit Arbeitgeber für die Arbeitsaufnahme 
von Arbeitnehmern Leistungen zu gewähren haben 
oder zu gewähren sich bereit erklären, können 
diese Leistungen bei Behinderten auf Antrag des 
Arbeitgebers ganz oder teilweise vorab erbracht 
werden, wenn die Arbeitsaufnahme sonst verzögert 
würde. 

(2) Der Arbeitgeber hat der Bundesanstalt für 
Arbeit die Kosten zu erstatten. 
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DRITTER UNTERABSCHNITT 

Leistungen für eine Arbeitsaufnahme 
Behinderter im Ausland 

§ 94 

Voraussetzungen 

(1) Leistungen zur Arbeitsaufnahme im Ausland 
können gewährt werden, wenn an ihr ein beson- 
deres arbeitsmarkt- und sozialpolitisches Interesse 
besteht. 

(2) Die Vorschrift der §§ 65 bis 93 gelten entspre- 
chend, soweit § 95 nichts anderes bestimmt. § 68 
Abs. 2 und 3 finden keine Anwendung. 

(3) Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit 
kann bestimmen, daß Leistungen nur mit Zustim- 
mung des Präsidenten des Landesarbeitsamtes oder 
nach Anhörung anderer Stellen innerhalb oder 
außerhalb der Bundesanstalt für Arbeit gewährt 
werden dürfen. 

§ 95 

Arten 

Gewährt werden können: 

1. Reisekosten zur Vorstellung bis zu einem Vor- 
stellungsort im Inland oder bis zur deutschen 
Grenzstation, 

2. Reisekosten bis zum Arbeitsort, bei Arbeitsauf- 
nahme im außereuropäischen Ausland bis zur 
deutschen Grenzstation, 

3. Reisekosten für Familienangehörige, wenn diese 
zur Fortsetzung der häuslichen Gemeinschaft mit- 
reisen oder innerhalb eines Jahres seit der Ab- 
reise des Antragstellers folgen, bis zum Arbeits- 
ort, bei Arbeitsaufnahme im außereuropäischen 
Ausland bis zur deutschen Grenzstation, 

4. sonstige Kosten, die für die Reise ins Ausland 
nach in- oder ausländischen Vorschriften unver- 
meidbar sind, 

5. bei Arbeitsaufnahme im europäischen Ausland 
Umzugskosten bis zu einem Betrag von 1000 DM, 
wenn der Umzug innerhalb eines Jahres seit der 
Abreise des Behinderten durchgeführt wird; in 
begründeten Einzelfällen kann der Präsident des 
Landesarbeitsamtes Ausnahmen von der Höhe 
des Betrages und von der Frist zulassen, um 
unbillige Härten zu vermeiden, 

6. bei Arbeitsaufnahme im europäischen Ausland 
Überbrückungsbeihilfe bis zu einem Betrag von 
1000 DM für einen Zeitraum von höchstens einem 
Monat, 

7. Trennungsbeihilfen in Höhe von 50 DM wöchent- 
lich für höchstens drei Monate seit der Abreise, 

8. Vorleistungen nach § 93. 
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VIERTER UNTERABSCHNITT 

Eingliederungsbeihilfe 

§ 96 

Voraussetzungen 

(1) Eingliederungsbeihilfe nach § 54 Abs. 1 AFG 
kann einem Arbeitgeber gewährt werden, der bereit 
und voraussichtlich in der Lage ist, dem behinderten 
Bewerber einen seinem Leistungsvermögen ange- 
messenen Dauerarbeitsplatz zu bieten. 

(2) Während der Förderungszeit können Leistun- 
gen nach § 40 und §§ 41 bis 44 nicht gewährt 
werden. 

§ 97 

Dauer, Höhe und Auszahlung 

(1) Die Eingliederungsbeihilfe soll in der Regel 
nicht länger als zwei Jahre gewährt werden. 

(2) Zeiten, in denen der Behinderte aus wichtigem 
Grund dem Betrieb fernbleibt, werden auf den För- 
derungszeitraum nicht angerechnet. 

(3) Die Eingliederungsbeihilfe soll sechzig vom 
Hundert des tariflichen oder des im Berufe ortsüb- 
lichen Arbeitsentgelts nicht übersteigen. Der Präsi- 
dent des Landesarbeitsamtes kann in begründeten 
Einzelfällen Ausnahmen zulassen. 

(4) Wird das Arbeitsentgelt auch während der 
Ausfallzeiten nach Absatz 2 gezahlt, kann die Ein- 
gliederungsbeihilfe in der festgesetzten Höhe weiter 
gewährt werden. 

(5) Die Eingliederungsbeihilfe soll nachträglich 
— möglichst entsprechend den betrieblichen Lohn- 
oder Gehaltszahlungszeiträumen — gezahlt werden. 

§ 98 

Rückzahlung des Darlehens, Rückforderung 

(1) Wird die Eingliederungsbeihilfe als Darlehen 
gewährt, ist sie nach Ablauf eines Jahres seit Aus- 
zahlung des Darlehens in angemessenen Teilbeträ- 
gen zurückzuzahlen. 

(2) Die Eingliederungsbeihilfe kann außer in den 
Fällen des § 152 AFG auch dann vom Arbeitgeber 
zurückgefordert werden, wenn das Arbeitsverhältnis 
während des Förderungszeitraumes aus Gründen ge- 
löst wird, die der Arbeitgeber zu vertreten hat. § 72 
findet keine Anwendung. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 99 

Übergangsregelung 

(1) Leistungen für Behinderte, die vor Inkraft- 
treten dieser Anordnung in Maßnahmen eingetreten 
sind und nach den Vorschriften zur Durchführung 
von Maßnahmen der Arbeits- und Berufsförderung 
behinderter Personen von 27. März 1958 gefördert 
werden, sind vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Anordnung an umzustellen. 

(2) Im einzelnen gelten die Ubergangsregelungen 
folgender Anordnungen sinngemäß: 

a) Anordnung des Verwaltungsrates der Bundes- 
anstalt für Arbeit über die individuelle Förde- 
rung der beruflichen Ausbildung (§ 22) vom 
31. Oktober 1969, 

b) Anordnung des Verwaltungsrates der Bundes- 
anstalt für Arbeit über die individuelle Förde- 
rung der beruflichen Fortbildung und Umschu- 
lung (§ 24) vom 18. Dezember 1969, 

c) Anordnung des Verwaltungsrates der Bundes- 
anstalt für Arbeit über die Förderung von Ein- 
richtungen der beruflichen Bildung (§ 14) vom 
31. Oktober 1969, 

d) Anordnung des Verwaltungsrates der Bundes- 
anstalt für Arbeit zur Förderung der Arbeits- 
aufnahme (§ 34) vom 18. Dezember 1969. 

(3) Ergibt sich im Einzelfall durch Anwendung der 
Vorschriften nach dieser Anordnung eine Schlechter- 
stellung gegenüber der bisherigen Regelung, so 
sind die laufenden Maßnahmen nach den Ubergangs- 
regelungen der in Absatz 2 genannten Anordnungen 
entsprechend abzuwickeln. Dabei treten an Stelle der 
darin genannten Bestimmungen die in Absatz 1 ge- 
nannten Vorschriften. 

§ 100 

Inkrafttreten 

(1) Diese Anordnung tritt mit Ausnahme der 
§§ 51 bis 55 am 1. Juli 1969 in Kraft. Die §§ 51 bis 55 
treten am 1. Juli 1970 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die Vorschriften des Ver- 
waltungsrates der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung zur Durch- 
führung von Maßnahmen der Arbeits- und Berufs- 
förderung behinderter Personen vom 27. März 1958 
außer Kraft, soweit nicht der § 99 dieser Anordnung 
etwas anderes bestimmt. 
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Anlage 

zu § 81 Abs. 4 der Anordnung über die 
Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 


Tabelle für Trennungsbeihilfe 





Trennungsbeihilfe in DM 


1 Ol uLLuai uciLbeiuytiiL uib fc^iiibUiiieuiiCTi 

; 

1. 

Jahr 

ab 2. 

Jahr 

wöchentlich 

vierwöchentlich | 

monatlich , 

wöchentlich 

1 täglich 

wöchentlich 

täglich 

165 — 

660,— 

715 — 

84 — 

12,— 

42,— 

6,— 

180 — 

720 — 

780 — 

77 — 

11 -- 

38,50 

5,50 

195 — 

780 — 

845 — 

70,— 

10,— 

35,— 

5,— 

210 — 

840 — 

910 — 

63,— 

9,- 

31,50 

4,50 

225 — 

900,— 

975 — 

56,— 

8,— 

28,— 

4,— 

240 — 

960,— 

1 040 — 

49 — 

7,— 

24,50 

3,50 

255 — 

1 020 — 

1 105— 1 

42,— 

6 — 

21,— 

3,— 

270 — 

1 080 — 

1 170 — 

35,— 

5,— 

17,50 

2,50 

285 — 

1 140 — 

1 235 — 

28,— 

4,— 

14,— 

2,— 

' 300 — 

1 200 — 

1 300 — 

21 — 

3,— 

10,50 

1,50 

315 — 

1 260 — 

1 365 — 

14,— 

2,— 

7,— 

1,— 

330 — 

1 320 — 

1 430 — 

7 — 

1,— 

3,50 

,50 

___ .. 
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